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Der Arbeitsmarkt 1992 und 1993 in der Bundesrepublik 
Deutschland 

Autorengemeinschaft* 

Die Entwicklung auf den Arbeitsmärkten in der Bundesrepublik Deutschland war 1992 von konjunktureller Abkühlung im 
Westen und anhaltenden Schwierigkeiten bei der wirtschaftlichen Umstrukturierung im Osten geprägt. 
Im Westen bremste das nachlassende Wirtschaftswachstum zunehmend die Arbeitsnachfrage. Das reale Wirtschaftswachs-
tum belief sich 1992 auf 1½% (Vorjahr: + 3½%). Die Erwerbstätigenzahl als Ausdruck der Kräftenachfrage stieg nur noch um 

¼ Mio., nach über 700 000 im Jahr 1991. 
Das Erwerbspersonenpotential erhöhte sich in den alten Bundesländern um knapp 0,6 Mio. Personen. Dazu trugen 
Wanderungen und Pendler aus den neuen Bundesländern bei, vor allem aber der Zustrom von Ausländern und Aussiedlern. 
Die Arbeitslosigkeit nahm erstmals nach vier Jahren wieder zu und stieg im Jahresdurchschnitt um gut 0,1 Mio. auf 1,8 Mio. 
Im Westen werden sich 1993 die gesamtwirtschaftlichen Aktivitäten gegenüber 1992 leicht abschwächen (Bruttoinlandspro-
dukt -½%). Das hat eine Abnahme der Arbeitsnachfrage zur Folge, im Jahresdurchschnitt könnte die Erwerbstätigenzahl 
bei leicht rückläufiger Produktion um knapp  Mio. sinken. Auf der Seite des Arbeitsangebots wird, nicht unabhängig von der 
schwächeren Nachfrage, mit einem nachlassenden Druck gerechnet. Dennoch wird das Erwerbspersonenpotential noch 
immer steigen. Wir rechnen mit + ¼ Mio. Personen. Aus dem Zusammenspiel von Nachfrage und Angebot ergibt sich eine 
Zunahme der Arbeitslosenzahl um ¼ Mio. und ein Anstieg bei der Stillen Reserve in ähnlicher Größenordnung. 
Im Osten haben auch 1992 arbeitsmarkt- und sozialpolitische Maßnahmen das aktuell wirksame Arbeitsangebot weiter 
sinken lassen. Besonders schlugen dabei das Altersübergangsgeld und die berufliche Weiterbildung zu Buche. Das von uns 
erstmals für die neuen Länder ausgewiesene Erwerbspersonenpotential lag im Jahresdurchschnitt 1992 um 160 000 Personen 
niedriger als 1991. 
Nochmals wurden wesentlich mehr alte Arbeitsplätze abgebaut als neue dazukamen, so daß die Beschäftigung weiter 
rückläufig war: im Jahresdurchschnitt 1992 um 0,95 Mio. Bei der Arbeitslosigkeit kam es am Jahresanfang im Zusammen-
hang mit dem vorangegangenen Kündigungstermin zu einem sprunghaften Anstieg, der im Jahresverlauf teilweise wieder 
abgebaut wurde, so daß im Jahresmittel die Arbeitslosenzahl „nur“ um ¼ Mio. höher lag als 1991. 
Prognosen zum Arbeitsmarkt in den neuen Bundesländern sind nach wie vor mit besonderen Unsicherheiten behaftet. Die 
erwartete Produktionszunahme wird nochmals mit einem, wenn auch wesentlich geringeren jahresdurchschnittlichen 
Beschäftigungsrückgang einhergehen. Wir halten eine Abnahme im Jahresmittel 1993 um 0,2 Mio. Personen gegenüber dem 
Vorjahr für möglich. Käme es zu einer leichten Besserung bei der Erwerbstätigkeit im Jahresverlauf, was wir ebenfalls für 
möglich halten, könnte die Beschäftigung jahresdurchschnittlich um nur 0,1 Mio. sinken. 
Das Arbeitsangebot (Erwerbspersonenpotential) dürfte 1993 weiter zurückgehen, wenn auch nicht mehr im Ausmaß der 
Vorjahre. Wir erwarten eine Abnahme um 150 000 Personen. In der Arbeitsmarktbilanz würde daraus – je nach 
Beschäftigungsentwicklung – ein Anstieg der Arbeitslosigkeit um 0,2 Mio. auf knapp 1,34 Mio. resultieren bzw. eine 
geringfügige Zunahme auf 1,25 Mio. 
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Anhang 1: Entwicklung der Erwerbstätigkeit nach Wirt-
schaftsabteilungen in Ost- und Westdeutschland 
Anhang 2:  Zur Beschäftigungssituation im öffentlichen 
Dienst in den neuen Bundesländern 

l Gesamtsituation 
Konjunkturelle Abkühlung im Westen und anhaltende 
Schwierigkeiten bei der wirtschaftlichen Umstrukturierung 
im Osten prägten die Entwicklung auf den Arbeitsmärkten 
in der Bundesrepublik Deutschland im Jahr 1992. 
Im Westen gingen von der gesamtwirtschaftlichen Produk-
tion keine Impulse auf eine Steigerung, der Arbeitsnach-
frage aus, vielmehr tendierte diese im Jahresverlauf leicht 
nach unten. Im Osten mußten weiterhin wesentlich mehr 
alte Arbeitsplätze abgebaut werden als neue dazukamen, 
so daß hier die Beschäftigung nach wie vor rückläufig war. 
Gleichwohl übertraf die Erwerbstätigkeit im Westen 1992 –
jahresdurchschnittlich gerechnet – den Vorjahresstand 
noch um annähernd ¼ Mio., weil sie zu Jahresbeginn 1992 
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bereits wesentlich höher gelegen hatte als im Jahresmittel 
1991 (rechnerischer Überhang). Im Osten verringerte sich 
die Erwerbstätigkeit von 1991 auf 1992 – ebenfalls jahres-
durchschnittlich betrachtet – um 0,95 Mio. 
Aber auch die Veränderungen auf der Seite des Arbeitsan-
gebots beeinflußten die Entwicklung auf den Arbeitsmärk-
ten spürbar. In den neuen Bundesländern ließen sozial-
und arbeitsmarktpolitische Hilfen sowie die Reaktionen 
vieler Menschen, Ausweichlösungen angesichts der 
Beschäftigungsmisere zu suchen und zu akzeptieren, das 
dort wirksame Arbeitsangebot nochmals spürbar sinken. 
Besonders schlugen dabei das Altersübergangsgeld und die 
berufliche Weiterbildung zu Buche, in weit geringerem 
Maße Pendler und Umzüge von Ost nach West. 
In den alten Bundesländern war es umgekehrt: Binnen-
wanderung und Pendler erhöhten das Arbeitsangebot wei-
ter. Aber noch mehr fiel der Zustrom von Ausländern und 
Aussiedlern ins Gewicht. 
Da der Arbeitsmarkt im Westen wegen des allmählich 
nachlassenden Kräftebedarfs nicht mehr weiter aufnahme-
fähig war, nahm die Arbeitslosigkeit hier das ganze Jahr 
über zu. Im Osten kam es am Jahresanfang – im Zusam-
menhang mit dem Kündigungstermin Ende 1991 – zu 
einem sprunghaften Anstieg der Arbeitslosigkeit, während 
im Jahresverlauf dann eine Abnahme zu verzeichnen war. 
Die gesamtwirtschaftlichen Perspektiven für 1993 sind 
gedämpft. Zwar halten die Prognosen der Forschungsinsti-
tute vom Oktober und des Sachverständigenrates vom 
November eine tiefgreifende Rezession im Westen eher für 
unwahrscheinlich, aber mit einer frühen und zügigen kon-
junkturellen Belebung rechnen sie nicht1. Zwischenzeitlich 
hat sich die Lage weiter eingetrübt. Eine schwache Kon-
junktur in den alten Bundesländern wird auch nicht ohne 
Einfluß auf die wirtschaftliche Entwicklung in den neuen 
Bundesländern bleiben, zumal die Verflechtung zwischen 
den Landesteilen zunimmt. Zwar werden im Osten mehr 
Kapazitäten produktionsreif, aber nicht zuletzt konjunk-
turbedingt könnte das Wachstum immer noch bescheiden 
bleiben – bescheiden, gemessen am niedrigen Produktions-
niveau, den Erwartungen und den Notwendigkeiten. 
Für den Arbeitsmarkt 1993, also auf die kurze Sicht, sind 
dies keine guten Aussichten – weder im Osten noch im 
Westen. 
Im Westen wird die Arbeitsnachfrage nicht das Niveau des 
Vorjahres halten können. Angesichts des für wahrschein-
lich gehaltenen Spektrums der Produktionsentwicklung 
könnte es zu einer Abnahme der Erwerbstätigkeit zwischen 
180 000 und 270 000 kommen. Eine Begrenzung des Be-
schäftigtenrückgangs auf die genannte Größenordnung hal-
ten wir nur dann für erreichbar, wenn die Betriebe stark 
auf Kurzarbeit setzen. 
Auf der Seite des Arbeitsangebots rechnen wir damit, daß 
der Druck im Westen nachläßt. Zum einen ist der Zustrom 
von außen wohl nicht unabhängig von der schwächeren 
Arbeitsnachfrage. Zum anderen nehmen wir in unserer 
Rechnung an, daß die Politik bestrebt sein wird, die 
Zuwanderung zu dämpfen. Dennoch wird es auch 1993 bei 
einer fühlbaren Ausdehnung des Arbeitsangebots durch 

den Zustrom von außen bleiben. Die Größenordnung ver-
anschlagen wir auf + ¼ Mio. für das Erwerbspersonenpo-
tential insgesamt. 
Bei dieser Konstellation von Arbeitsnachfrage und 
Arbeitsangebot wird der nichtbeschäftigte Teil des 
Erwerbspersonenpotentials im Westen merklich zuneh-
men. Je nach Variante bei der Produktionsentwicklung und 
damit bei der Erwerbstätigkeit rechnen wir mit einer 
Zunahme der Arbeitslosigkeit um 220 000 bis 290 000. 
Darüber hinaus wird die Stille Reserve – und zwar speziell 
die der Ausländer – wachsen. 
Wegen der fortschreitenden Verflechtung der Wirtschaft 
beeinflussen sich Ost und West zunehmend gegenseitig. 
Aktuell hängt freilich die Entwicklung in den neuen Bun-
desländern mehr von der in den alten Ländern ab als 
umgekehrt: Die Konjunktur 1993 im Westen befindet mit 
über den wirtschaftlichen Fortschritt im Osten. Erholt sich 
die Konjunktur im Westen bald, befördert dies das Wachs-
tum im Osten; geht es in den alten Bundesländern erst 
später bergauf, hemmt dies die Entwicklung in den neuen. 
Präziseres über diesen Zusammenhang läßt sich allerdings 
nicht sagen. Wir haben für die Arbeitsnachfrage (Erwerbs-
tätigkeit) im Osten mit zwei Varianten gerechnet, die wir 
auch im Zusammenhang mit dem Westen sehen: Bei rück-
läufiger Produktion im Westen wäre eine Wende bei der 
Arbeitsnachfrage im Osten erst nach 1993 wahrscheinlich. 
Für diesen Fall rechnen wir mit einer jahresdurchschnittli-
chen Abnahme der Erwerbstätigkeit in den neuen Bundes-
ländern um 0,2 Mio. Bei der anderen Variante wäre eine 
allmähliche Zunahme bei der Beschäftigung im Jahresver-
lauf zu erwarten. Wegen des niedrigen Ausgangsniveaus zu 
Jahresbeginn würde aber auch dies im Jahresdurchschnitt 
immer noch eine Abnahme um 0,1 Mio. Erwerbstätige 
bedeuten. 

2 Der Arbeitsmarkt im alten Teil des Bundesgebiets 

2.1 Entwicklung 1992 
2.1.1 Die Nachfrage nach Arbeitskräften 
Die Mitte 1991 einsetzende konjunkturelle Abkühlung ist 
entgegen den ursprünglichen Erwartungen im Verlauf des 
Jahres 1992 nicht überwunden worden. Im Gegenteil, die 
gesamtwirtschaftliche Produktion ging seit dem Frühjahr 
sogar leicht zurück. Auch der gesamtwirtschaftliche Kräf-
tebedarf ließ im Verlauf des Jahres nach. 
Die konjunkturelle Flaute bekam besonders das Verarbei-
tende Gewerbe zu spüren. Produktionsrückgänge und 
zunehmend verschlechterte Absatzerwartungen leiteten 
hier mit geringer zeitlicher Verzögerung einen Personalab-
bau ein, der in den traditionell von der Auslandsnachfrage 
abhängigen Branchen, wie dem Maschinenbau, früher ein-
setzte als in den Sparten, die noch vom Nachfrageschub aus 
den neuen Bundesländern profitieren konnten. Nach der 
Statistik der Sozialversicherungspflichtig Beschäftigten, die 
auch Kleinbetriebe einschließt, lag die Zahl der Beschäftig-
ten im Verarbeitenden Gewerbe im Jahresdurchschnitt 
1992 bereits um 2% niedriger als im Vorjahr. Im Bauge-
werbe blieb die Beschäftigungsentwicklung noch aufwärts-
gerichtet, jahresdurchschnittlich ergab sich eine Zunahme 
um knapp 2 %. Im Handel und Verkehr schwächte sich der 
Anstieg der Erwerbstätigkeit ab (+ 1½%). Während beim 
Staat jahresdurchschnittlich schon ein leichter Rückgang zu 
verzeichnen war, stockten die anderen (privaten) Dienstlei-
stungsbereiche ihren Personalbestand nochmals kräftig auf 
(+ 5%). 

 
1 Vgl. Die Lage der Weltwirtschaft und der deutschen Wirtschaft im Herbst 

1992, Beurteilung der Wirtschaftslage durch folgende Institute: DIW, 
HWWA, ifo-Institut, IfW, RWI; Berlin, Oktober 1992. Sachverständigenrat 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung: Für 
Wachstumsorientierung – gegen lähmenden Verteilungsstreit, Jahresgutachten 
1992/93, Stuttgart 1992. 
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Insgesamt zeigte die Beschäftigungsexpansion, die im Zeit-
raum von 1989 bis 1991 etwa 2 Mio. zusätzliche Arbeitsver-
hältnisse entstehen ließ, 1992 deutliche Bremsspuren. Am 
Jahresende dürfte die Zahl der Erwerbstätigen – schreibt 
man die vorläufigen Informationen fort – um etwa 50 000 
niedriger gelegen haben als zu Jahresbeginn. Wegen eines 
großen rechnerischen Überhangs zu Jahresbeginn 1992 
übertraf die Erwerbstätigkeit im Jahresdurchschnitt den 
entsprechenden Stand von 1991 dennoch um annähernd 
¼ Mio. (vgl. Übersicht 1). 
Die jährliche Arbeitszeit pro Erwerbstätigen ist 1992 entge-
gen dem Trend um 0,7% angestiegen. Diese ungewöhnli-
che Zunahme ging auf den Sondereffekt dreier zusätzlicher 
Arbeitstage zurück, der die Einflußgrößen, die auf eine 
Verringerung der Arbeitszeit hinwirken, mehr als ausglich. 
An Bedeutung gewonnen hat die konjunkturelle Kompo-
nente der Arbeitszeitentwicklung: Die Anzahl der Kurzar-
beiter stieg jahresdurchschnittlich auf 283000, die Zahl der 
Mehrarbeitsstunden nahm weiter ab (vgl. Übersicht 2). 
Aus der Verkürzung der tariflichen Wochenarbeitszeit 
ergab sich 1992 nur ein geringer Abnahmeeffekt (- 0,2%), 
aus der trendmäßigen Ausweitung der Teilzeitarbeit ein 
solcher um – 0,2%. 
Das reale Bruttoinlandsprodukt ist nach der kräftigen, zu 
einem guten Teil vereinigungsbedingten Expansion 1990/91 
im Jahresdurchschnitt 1992 noch um 1½% gewachsen. Das 
von den Erwerbstätigen geleistete Arbeitsvolumen wurde 
etwa im gleichen Ausmaß ausgedehnt, so daß die reale 
Produktionsmenge je geleisteter Erwerbstätigenstunde 
(Stundenproduktivität) stagnierte. Dabei schlägt der 
genannte Sondereffekt bei den Arbeitstagen, den wir voll 
einrechnen, zu Buche. Aber auch wenn man die Arbeits-
tage nur teilweise berücksichtigt, ergibt sich lediglich eine 
mäßige Zunahme der Arbeitsproduktivität (etwa + ½%). 
Ganz gleich wie man rechnet, der Anstieg der Arbeitspro-
duktivität, der schon 1991 merklich nachgelassen hatte 
(+ 2%), schwächte sich weiter deutlich ab. Wir haben 
keine Hinweise dafür, daß hier trendmäßige Kräfte auf 
eine Verlangsamung hinwirken, zumal die starke Auswei-
tung der Ausrüstungsinvestitionen in den letzten Jahren 
den Produktionsapparat modernisiert hat, mit grundsätz-
lich positiven Wirkungen auch für die Ergiebigkeit des 
Personaleinsatzes. 

Vielmehr dürfte sich in der schwachen Produktivitätsent-
wicklung ein verstärktes labour hoarding – ähnlich wie in 
vorangegangenen Abschwungphasen – ausdrücken (vgl. 
Übersicht 3). Eine Tendenz dazu zeichnete sich schon im 
letzten Jahr ab. Damals setzte die Wirtschaft auf eine 
Belebung der Konjunktur im Verlauf des Jahres 1992 und 
einen wieder zunehmenden Kräftebedarf. Wir schließen 
nicht aus, daß etliche Betriebe von der konjunkturellen 
Abschwächung der letzten Monate überrascht worden sind 
und ihre personellen Dispositionen nicht kurzfristig darauf 
abgestellt haben. Wie dem auch sei: Angesichts des seit 
geraumer Zeit wieder zunehmenden Kostendrucks ist die 
gedämpfte Produktivitätsentwicklung 1991/92 nicht belie-
big durchzuhalten. Bei der Produktivitätsvorausschätzung 
für 1993 ist dies zu bedenken. 

2.1.2 Das Angebot an Arbeitskräften 
Das Arbeitsangebot hat auch 1992 stark expandiert, zwar 
um rd. 120 000 Personen weniger als 1991, aber immer 
noch um 570 000; davon waren 210 000 Deutsche und 
360 000 Ausländer. Wiederum resultierte dieser Effekt 

ausschließlich aus Zuwanderungen und Pendlerbewegun-
gen (vgl. Übersicht 4). 
Auf Seiten der (ansässigen) deutschen Bevölkerung (also 
ohne Zuwanderer und Pendler) reduziert nämlich die 
demographische Komponente (Einfluß der Veränderung 
aus Zahl, Alters- und Geschlechtsstruktur der Bevölke-
rung) wie schon in den Vorjahren zunehmend das Ange-
bot. Sie wird durch die längerfristig angebotserhöhend 
wirkende Verhaltenskomponente (Zunahme der Erwerbs-
beteiligung der Frauen) nicht mehr aufgewogen. Beide 
Komponenten zusammen brachten eine Abnahme um etwa 
60 000. 
Demgegenüber ergaben sich Zunahmen, wenn auch weni-
ger starke als im Vorjahr, durch die Wanderungen. Aus 
dem entsprechenden Saldo mit den neuen Bundesländern 
(einschl. Ost-Berlin) resultierte 1992 ein Potentialanstieg 
um insgesamt 90 000 (1991: rd. 140 000). Dazu kamen als 
arbeitsmarktwirksamer Zuwanderungseffekt 110 000 Aus-
siedler, 40 000 weniger als 1991. 
Auf das Angebot an ausländischen Arbeitskräften wirkten 
sowohl die demographische als auch die Verhaltenskompo-
nente der hier schon länger lebenden Bevölkerung erhö-
hend, zusammen um 40 000 Personen. 
Viel bedeutsamer sind auch bei diesem Personenkreis die 
anhaltenden Zuzüge. Aus dem Wanderungssaldo der Aus-
länder (ohne Asylbewerber) ergab sich ein Anstieg um 
70 000 Erwerbspersonen. Weitaus größeres Gewicht für 
das Arbeitsangebot hat die 1992 besonders hohe Zahl an 
Asylbewerbern. Bekanntlich ist ab Jahresmitte 1991 die 
Wartezeitenregelung für diesen Personenkreis entfallen. 
Er hat damit das Recht auf Zutritt zum deutschen Arbeits-
markt. Unabhängig davon, ob die Asylbewerber sofort 
eine Arbeitserlaubnis erhalten und eine Beschäftigung fin-
den, zählen sie damit zum Erwerbspersonenpotential. Eine 
potentielle Erwerbsquote von 50% unterstellt, bedeutete 
dies für 1992 eine jahresdurchschnittliche Angebotserhö-
hung um 220 000 Personen. 
Von Einfluß auf das wirksam werdende ausländische 
Arbeitsangebot sind darüber hinaus die 1992 weiter gelten-
den Erleichterungen bei der Erteilung von Arbeitserlaub-
nissen für kurzzeitgebundene Beschäftigungen (Saisonar-
beitnehmer) und für Grenzgängerbeschäftigungen aus der 
CSFR und Polen. Saisonarbeitnehmer erhalten eine auf 
drei Monate im Jahr befristete Arbeitserlaubnis. 1992 wur-
den über 200 000 Saisonbeschäftigungen genehmigt, was 
auf Jahresbasis gerechnet einem Angebotsvolumen von 
zusätzlich maximal 50 000 Personen entspricht. Arbeitser-
laubnisse für Grenzarbeitnehmer wurden 1992 etwa 6000 
erteilt. Beide Gruppen sind als Einpendler aus dem Aus-
land in die Arbeitsmarktbilanz einzuordnen. 
Der Höhepunkt der Pendlerbewegung aus den neuen Bun-
desländern scheint im ersten Halbjahr 1992 überschritten 
worden zu sein. Darauf deuten die Ergebnisse des Arbeits-
markt-Monitors hin2. Die von der konjunkturellen Abküh-
lung ausgelöste nachlassende Kräftenachfrage im Westen 
setzt auch der Beschäftigung von Pendlern aus Ostdeutsch-
land engere Grenzen als bisher. Andererseits baut sich 
auch ein Pendlerstrom in die Gegenrichtung auf. Aufgrund 
des hohen Überhangs zum Jahresbeginn 1992 liegt der 
Saldo im Jahresdurchschnitt aber noch um 60 000 höher. 

2 Vgl. Magvas, E.: Rund 450 000 pendeln zur Arbeit in den Westen. IAB-
Kurzbericht Nr. 27/1992.
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3 Vgl. Sachverständigenrat: a.a.O., S. 80. 

Zugleich nahm wegen des weiteren Abbaus der Stationie-
rungsstreitkräfte auch die Zahl der deutschen Zivilbeschäf-
tigten, die als Auspendler zählen, weiter ab. Umgekehrt 
stieg die Zahl der Einpendler aus dem Ausland an (vgl. 
Übersicht 4). 
Gewicht hatte daneben weiterhin das mit der Beschäfti-
gung von Werksvertragsarbeitnehmern verbundene 
Arbeitsvolumen. Das abgeschlossene bzw. vereinbarte 
Kontingentvolumen betrug wie schon im Vorjahr rd. 
100 000 Arbeitnehmer und dürfte auch – jahresdurch-
schnittlich betrachtet – ausgeschöpft worden sein. Das 
damit verbundene Arbeitsvolumen wird aber in der Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnung mit seinem Produktions-
wert als Dienstleistungsimport (also nicht beim Bruttoin-
landsprodukt) erfaßt und bleibt insofern in der Arbeits-
marktbilanz unberücksichtigt. 
Die Gesamtzunahme des Arbeitskräftepotentials nach dem 
Wohnortskonzept auf dem westdeutschen Arbeitsmarkt 
beträgt 470 000 Personen. Hinzu kommt eine Zunahme des 
Pendlersaldos mit den neuen Bundesländern um jahres-
durchschnittlich 60 000, bei gleichzeitig veränderten Pend-
lerbeziehungen mit dem Ausland (+ 40 000), was auf eine 
entsprechende Erhöhung des inlandswirksamen Potentials 
hinausläuft (vgl. Übersicht 4). 

2.1.3 Die Arbeitsmarktbilanz 
Zusammengenommen erhöhte sich das Erwerbsperso-
nenpotential im Jahresdurchschnitt 1992 um 570 000 Perso-
nen, während die Erwerbstätigenzahl nur um 245 000 stieg. 
Diese Veränderungen führten – ebenfalls im Jahresmittel 
gerechnet – zu einer Zunahme der Arbeitslosenzahl um 
120 000 Personen auf 1,8 Mio. 
Die Stille Reserve insgesamt ist fast doppelt so stark gestie-
gen wie die Arbeitslosenzahl. Insbesondere die der Auslän-
der hat sich stark erhöht. Dabei spielt wesentlich herein, 
daß verschiedene Personengruppen von Ausländern, ins-
besondere Asylbewerber, die erstmals in Deutschland eine 
Arbeit aufnehmen wollen, nicht als Arbeitslose registriert 
werden, sondern als nichtarbeitslose Arbeitsuchende. 
Auch nach einer erstmaligen Beschäftigung werden Asyl-
bewerber nur dann als Arbeitslose gezählt, wenn sie neben 
einer Meldung beim Arbeitsamt zugleich auch Arbeitslo-
sengeld oder Arbeitslosenhilfe beziehen. Die Stille 
Reserve der deutschen Erwerbsbevölkerung tendierte nur 
leicht nach oben. 

2.2 Voraussichtliche Entwicklung 1993 
2.2.1 Die Nachfrage nach Arbeitskräften 
Die konjunkturelle Lage ist an der Jahreswende 1992/93 
angesichts der eingetretenen Abschwächung und verschie-
dener verunsichernder Signale labil. Rezessive Momente 
haben aktuell die Überhand. 
Die Gemeinschaftsdiagnose vom Oktober 1992 und das 
Jahresgutachten des Sachverständigenrates vom November 
1992 halten gleichwohl die Gefahr einer sich selbst verstär-
kenden Abwärtsbewegung im Jahr 1993 für gering. Die 
Grundverfassung der Wirtschaft erscheine nach der langen 
Aufschwungphase von Mitte der achtziger bis Anfang der 
neunziger Jahre robuster als zu Beginn der achtziger Jahre. 
Die Ertragslage der Unternehmen habe sich zwar 1991/92 
deutlich verschlechtert, sei aber immer noch spürbar besser 
als in den Rezessionsjahren 1974/75 und 1981/823. Trotz der 
konjunkturellen Abschwächung seien die Kapazitäten 
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1992, auch bis in den Herbst hinein, immer noch relativ gut 
ausgelastet gewesen. 
Den Einschätzungen von Gemeinschaftsdiagnose und Jah-
resgutachten zufolge wird die konjunkturelle Flaute in das 
Jahr 1993 hineinreichen. Erst im Jahresverlauf dürften die 
expansiven Kräfte, insbesondere bedingt durch eine zuneh-
mende Auslandsnachfrage und sinkende Zinsen, wieder 
die Oberhand gewinnen. 
Die prognostizierte jahresdurchschnittliche Wachstumsrate 
des (realen) Bruttoinlandsprodukts für 1993 hängt vom 
Ausmaß des negativen Überhangs zu Jahresbeginn, von 
der Intensität und Dauer der Abwärtsbewegung sowie der 
Stärke der nachfolgenden Erholung ab. Dabei rechnet der 
Sachverständigenrat mit einem schwächeren Anstieg der 
Produktion im zweiten Halbjahr 1993 (+ 1%) als die 
Gemeinschaftsdiagnose ( + 1,5%) und kommt so im Jah-
resdurchschnitt 1993 zu einer Stagnation des Bruttoinlands-
produkts, während nach der Gemeinschaftsdiagnose ein 
Wachstum um 0,5% zu erwarten ist. 
Nicht übersehen werden darf freilich, daß sich die gesamt-
wirtschaftliche Situation in letzter Zeit spürbar eingetrübt 
hat, wie die kurzfristigen Konjunkturdaten über Produk-
tion und Auftragseingang belegen. Auch die Erwartungen 
haben sich – nach dem ifo-Konjunkturtest – verschlechtert. 
Von daher ist es wahrscheinlich geworden, daß es 1993 
auch ungünstiger kommen kann als von Gemeinschaftsdia-
gnose (Informationsstand Mitte Oktober) und Sachver-
ständigenrat (Informationsstand Anfang November) pro-
gnostiziert4. So rechnet das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW) in seiner Konjuktureinschätzung 
von Anfang Januar 1993 mit einem Rückgang des Bruttoin-
landsprodukts im Jahresmittel um 1%5. Diese Abnahme 
resultiert aus einer ungünstigeren Entwicklung im ersten 
Halbjahr und einer späteren Aufwärtstendenz als in den 
erwähnten Vorausschätzungen vom vergangenen Herbst 
angenommen. Im Durchschnitt des ersten Halbjahres 
würde nach der DIW-Prognose das Bruttoinlandsprodukt 
das Vorjahresniveau um 1½% unterschreiten, im zweiten 
Halbjahr noch um ½%. Trotz dieses Absackens der 
gesamtwirtschaftlichen Aktivitäten bleibt festzuhalten, daß 
auch damit kein tiefer Einbruch erwartet wird und eine 
allmähliche Erholung in Sichtweite bleibt. Ähnlich äußern 
sich das HWWA-Institut Hamburg sowie das ifo-Institut 
München in ihren jüngsten Prognosen, in denen mit einer 
jahresdurchschnittlichen Abnahme des Bruttoinlandspro-
dukts um ½% gerechnet wird6. 
Wir haben in unsere vorausschauende Arbeitsmarktbilanz, 
die wir wie gewöhnlich als Rechnung mit Varianten anle-
gen, neben der Projektion des Sachverständigenrats (Sta-
gnation) auch die Möglichkeit eines Rückgangs des Brutto-
inlandsprodukts einbezogen, und zwar um 0,5% und um 
1%. Mit dieser Spanne von 0 bis -1% meinen wir, die 
Bandbreite abzudecken, innerhalb der die Entwicklung 
verlaufen dürfte. Bei der folgenden Kommentierung 

 
4 Das Kieler Institut rechnete auch im Dezember für 1993 mit einer 

jahresdurchschnittlichen Stagnation der gesamtwirtschaftlichen Produk-
tion. Vgl. Institut für Weltwirtschaft: Bundesrepublik Deutschland: In 
der Rezession. In: Kieler Kurzberichte 32/92. 

5 Vgl. Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung: Grundlinien der Wirt-
schaftsentwicklung 1993. Konjunkturflaute in den Industrieländern hält 
noch an. In: Wochenbericht 1-2/93, S. 8 ff. 

6 Vgl. HWWA – Institut für Wirtschaftsforschung Hamburg: Die wirt-
schaftlichen Perspektiven Deutschlands 1993. In: Konjunktur von mor-
gen, 879 vom 14. 01. 1993. 
ifo-Institut für Wirtschaftsforschung: Prognose ’93: Konjunkturtief und 
neue Belebung. In: ifo-Wirtschaftskonjunktur 12/1992, S. A5. 

beschränken wir uns im wesentlichen auf die Darstellung 
der Arbeitsmarktwirkungen für den Fall, daß die Wirt-
schaft im Jahresdurchschnitt 1993 um 0,5% zurückgeht 
(mittlere Variante). Die entsprechenden Wirkungen für 
die obere und untere Variante sind der Übersicht l zu 
entnehmen. 
Zur mittleren Variante sehen unsere Überlegungen und 
Rechnungen folgendermaßen aus: 
Nach den enttäuschten Hoffnungen für 1992 und bei 
gedämpften Erwartungen für 1993 werden die personellen 
Dispositionen speziell im Verarbeitenden Gewerbe, dessen 
Produktion wohl deutlich sinken wird, verstärkt auf Abbau 
der Beschäftigung gestimmt sein. Im Dienstleistungssektor 
wird die Erwerbstätigkeit weit weniger expandieren als 
zuletzt, weil weder vom Verbrauch des Staates und der 
privaten Haushalte noch von den unternehmensbezogenen 
Tätigkeiten her kräftige Impulse zu erwarten sind. 
Wir erwarten, daß der Rückgang der Erwerbstätigkeit 
insgesamt das ganze Jahr über anhält und sich auf das 
Verarbeitende Gewerbe – trotz dort zunehmender Kurzar-
beit – konzentriert (- 350 000 Beschäftigte). In der Bau-
wirtschaft sowie im Handel und Verkehr wird sich nach 
unserer Einschätzung der Beschäftigungsstand knapp 
behaupten und beim Staat leicht zurückgehen. Der Anstieg 
der Gesamterwerbstätigkeit bei den Privaten Dienstlei-
stungen dürfte 1993 anhalten, wenn auch deutlich verlang-
samt. Erstmals seit zehn Jahren wird es so zu einer 
Abnahme der Erwerbstätigkeit kommen. Sie könnte sich 
im Jahresdurchschnitt 1993 auf annähernd ¼ Mio. be-
laufen. 
Schon im Verlauf des Jahres 1992 zeichnete sich ab, daß 
viele Betriebe Auftragsmangel über Kurzarbeit auffangen 
wollen. Diese Tendenz wird sich bei weiter schrumpfenden 
Auftragsbeständen fortsetzen, speziell im Produzierenden 
Gewerbe. Konjunkturelle Komponente (zunehmende 
Inanspruchnahme von Kurzarbeit, Abbau von Überstun-
den) und tarifvertragliche Regelungen der Arbeitszeitent-
wicklung eröffnen den Unternehmen einen Spielraum, das 
Arbeitsvolumen der Produktionsentwicklung nur teilweise 
über Personalabbau anzupassen. 
Wir rechnen für den Jahresdurchschnitt 1993 mit 650 000 
Kurzarbeitern, wobei in der ersten Jahreshälfte eine Zahl 
von ¾ Mio. nicht auszuschließen ist. Gleichzeitig werden 
wohl noch weniger Überstunden geleistet werden. Insge-
samt wird der Konjunktureinfluß die Jahresarbeitszeit um 
0,8% verringern (Vorjahr – 0,3%). Die bereits seit 
längerem tarifvertraglich vereinbarten Verkürzungen der 
Wochenarbeitszeit von 37 auf 36 Stunden in der 
Metallindustrie und von 39 auf 37,5 Stunden in der 
Chemischen Industrie werden im April 1993 wirksam. Dar-
über hinaus treten in diesem Jahr Verkürzungen der 
Wochenarbeitszeit in der Holz- und Kunststoffindustrie 
sowie in der Textil- und Bekleidungsindustrie in Kraft. 
Diese tarifliche Komponente schlägt bei der Jahresarbeits-
zeit der Arbeitnehmer mit durchschnittlich – 0,4% zu 
Buche (1992: – 0,2%), die weiter an Bedeutung gewin-
nende Teilzeitarbeit mit – 0,2% (wie im Vorjahr). Auf der 
anderen Seite gibt es 1993 durchschnittlich nochmals gut 
einen zusätzlichen Arbeitstag. Per saldo würde bei dieser 
Konstellation die jährliche Arbeitszeit je Erwerbstätigen 
um 0,9% abnehmen (Vorjahr: + 0,7%). 
Für die Erwerbstätigenzahl spielen nicht nur Produktion 
und Arbeitszeit eine Rolle, sondern ebenso die Arbeitspro-
duktivität je Stunde. Wir nehmen an, daß diese sich stärker 

  

464 MittAB 4/92 



entwickelt als 1992, sind aber über das Ausmaß unsicher. 
Viele Einflüsse sammeln sich in dieser Größe, gerade auf 
die kurze Sicht eines Jahres. Auf der einen Seite sprechen 
Kostendruck und Rationalisierungsmaßnahmen, nicht 
zuletzt auch im Zusammenhang mit dem Wirksamwerden 
tarifvertraglich vereinbarter Arbeitszeitverkürzungen für 
über 5 Mio. Arbeitnehmer in wichtigen Wirtschaftsberei-
chen, die die Anpassung des Arbeitsvolumens an eine 
schwache Produktionsentwicklung fördern, für eine 
Zunahme. Auf der anderen Seite wird aber wohl die 
Bereitschaft, Personal über die konjunkturelle Durst-
strecke durchzuhalten, auch noch 1993 bremsend auf die 
Produktivitätsentwicklung wirken. In unsere Rechnung ist 
eine Zunahme um gut 1% eingegangen (Vorjahr: 0), also 
ein Anstieg, der weiterhin deutlich unter dem langjährigen 
Trend (+ 2½ %) liegt. 

2.2.2 Das Angebot an Arbeitskräften 
Wie schon in den letzten drei Jahren dürfte auch 1993 die 
Entwicklung des Angebots an Arbeitskräften weniger 
durch die im allgemeinen recht zuverlässig prognostizier-
bare Entwicklung von ansässiger Wohnbevölkerung und 
der von ihr gewünschten Erwerbsbeteiligung bestimmt 
werden als vielmehr durch die „Außenbeziehungen“. 
Diese entziehen sich aufgrund der vielfältigen ökonomi-
schen und außerökonomischen Einflüsse weitgehend einer 
Vorausschätzung. 
Wir haben für unsere Projektion angenommen, daß sich in 
dem für die Wanderungen relevanten Umfeld keine neuen 
Krisen auftun. Weiter gehen wir davon aus, daß die 
gedämpfte Arbeitsnachfrage bremsend auf den Zustrom 
von Arbeitskräften wirkt. Schließlich haben wir Restriktio-
nen für den Asylbewerberzuzug unterstellt. Angesichts des 
fortbestehenden Wohlfahrtsgefälles in der Welt und der 
Attraktivität Deutschlands sind die folgenden zahlenmäßi-
gen Vorstellungen freilich nicht mehr als plausible Set-
zungen. 
Realisierten sich diese, wird das Arbeitsangebot im alten 
Bundesgebiet nach Jahren außerordentlicher Expansion 
deutlich langsamer wachsen. Insgesamt halten wir einen 
Anstieg des Erwerbspersonenpotentials im Jahresdurch-
schnitt um 270 000 für möglich. Das wäre etwa halb soviel 
wie 1992. Im einzelnen liegen unserer Rechnung die fol-
genden Ansätze zugrunde. 
Bei der (einheimischen) deutschen Bevölkerung (ohne 
Wanderungen und Pendler) ist demographisch bedingt ein 
leicht verstärkter Rückgang des Potentials um rd. 180000 
zu erwarten, der von der erhöhenden Wirkung einer wach-
senden Erwerbsbeteiligung der Frauen (+ 90 000) nur zum 
Teil ausgeglichen wird. 
Das Erwerbspersonenpotential der ansässigen ausländi-
schen Wohnbevölkerung nimmt voraussichtlich (demogra-
phische und Verhaltenskomponente zusammengenom-
men) um gut 30 000 zu. 
Bei den Zuzügen von Erwerbspersonen aus den neuen 
Bundesländern rechnen wir mit einer weiteren Verlangsa-
mung. Zwar wirkt die anhaltend ungünstige Beschäfti-
gungslage weiter als Push-Faktor, aber die abnehmende 
Arbeitsnachfrage im Westen, verbunden mit Wohnungs-
mangel in den Ballungsgebieten als den Hauptzielen der 
Zuwanderung, wirkt hemmend. Unter Berücksichtigung 
der Umzüge in der Gegenrichtung, also von West nach 
Ost, erwarten wir eine Erhöhung des Arbeitsangebots 
infolge der innerdeutschen Wanderung um 40 000, was 
eine Halbierung gegenüber dem Vorjahr bedeutet. 

Für Aussiedler aus den Nachfolgestaaten der UdSSR und 
anderen Ländern unterstellen wir eine Zuwanderung in 
gleicher Größenordnung wie 1992. Wegen vorgeschalteter 
Sprachlehrgänge und Weiterbildungsmaßnahmen wird die 
Entwicklung des Arbeitsangebots im übrigen wesentlich 
durch die Zuwanderung im Jahr 1992 bestimmt. Insgesamt 
erwarten wir durch Aussiedler 1993 einen zusätzlichen 
Angebotseffekt um 90 000. 
Auch die Wirkung der Wanderungssalden von Ausländern 
(ohne Asylbewerber-Zuwanderung) auf die Angebotsseite 
der Arbeitsmarktbilanz setzen wir in gleicher Höhe wie 
1992 mit gut 70 000 ein. 
Nochmals deutlich wird das Erwerbspersonenpotential 
durch Asylbewerber zunehmen, wenn auch nach unserer 
Einschätzung nicht mehr in der Größenordnung wie 1992. 
Wir haben unterstellt, daß 1993 die Asylbewerber-Zuwan-
derung im gesamten Bundesgebiet auf 300 000 absinkt. 
Dabei gehen wir von deutlich restriktiven Wirkungen der 
eingeleiteten Änderungen des Asylrechts im Jahresverlauf 
aus. Insgesamt könnte sich dann ein Erhöhungseffekt für 
das Erwerbspersonenpotential (West) um 150 000 Perso-
nen ergeben; diese jahresdurchschnittliche Zunahme wird 
noch wesentlich vom rechnerischen Überhang aus dem 
Jahr 1992 bestimmt. 
In den vergangenen Jahren spielten die steigenden Pend-
lerzahlen aus den neuen Bundesländern für die Entwick-
lung des Arbeitsangebots im bisherigen Bundesgebiet eine 
große Rolle. Zwar bessert sich die allgemeine Beschäfti-
gungslage im Osten 1993 noch nicht oder erst wenig, aber 
die abnehmenden Beschäftigungsmöglichkeiten im Westen 
dürften die Möglichkeit zum Pendeln einengen. Ein Rück-
gang der Ost-West-Pendlerzahl erscheint uns um so wahr-
scheinlicher, als der Arbeitsmarkt-Monitor zeigt, daß der 
Pendlerbestand durch hohe Zugänge und Abgänge charak-
terisiert ist, der Personenkreis der Pendler also häufig 
wechselt. Selbst wenn die beendeten Pendlerbeschäftigun-
gen nicht wesentlich ansteigen, erwarten wir schon über 
verringerte Beschäftigungsaufnahmen eine fühlbare 
Reduktion des Pendlerbestands. 
Wir veranschlagen den Pendlersaldo mit Ostdeutschland 
im Jahresdurchschnitt 1993 auf 290 000 und damit um 
60 000 geringer als im Vorjahr. Auch die Zahl der Aus-
pendler aus den alten Bundesländern dürfte weiter leicht 
rückläufig sein, da die Beschäftigung deutscher Erwerbstä-
tiger bei den Stationierungsstreitkräften anhaltend abge-
baut wird. 

2.2.3 Die Arbeitsmarktbilanz 
Der 1992 erstmals nach drei Jahren eingetretene Anstieg 
der Arbeitslosigkeit wird sich 1993 fortsetzen. Zwar wird 
das Angebot an Arbeitskräften mit + 270 000 weniger als 
halb so stark zunehmen wie im Vorjahr, aber der langjäh-
rige Zuwachs bei der Erwerbstätigkeit wird jetzt in eine 
Abnahme umschlagen, bei unserer mittleren Variante 
(Rückgang des Bruttoinlandsprodukts um 0,5%) um 
230 000. Die Arbeitslosigkeit würde sich dabei um 250000 
Personen auf 2 060 000 erhöhen, die Stille Reserve stiege 
etwa ebenso. Wenn sich wiederum ein beachtlicher Teil der 
Zunahme des nichtbeschäftigten Erwerbspersonenpotenti-
als in der Stillen Reserve niederschlägt, so spielt dabei eine 
Rolle, daß verschiedene Personengruppen der Ausländer 
nicht in der Arbeitslosenstatistik erfaßt werden (vgl. dazu 
Abschnitt 2.1.3). 
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Bei der unteren Variante (Rückgang des Bruttoinlandspro-
dukts um 1%) würde die Erwerbstätigenzahl um 270 000, 
d.h. stärker sinken als bei der mittleren Variante. Nicht 
nur, daß der nichtbeschäftigte Teil des Erwerbsperso-
nenpotentials dann entsprechend mehr zunimmt, wir 
erwarten für diesen Fall auch eine Verschiebung in Rich-
tung auf mehr Arbeitslose (2 100 000 Personen). 
Bei der oberen Variante (Stagnation des Bruttoinlandspro-
dukts) rechnen wir mit einem etwas stärkeren Anstieg der 
Arbeitsproduktivität und mit weniger Kurzarbeitern. Für 
die Erwerbstätigenzahl käme es zu einem Rückgang um 
180 000. Die Arbeitslosigkeit würde dann um 220 000 Per-
sonen auf 2 030 000 steigen. 

3 Der Arbeitsmarkt im neuen Teil des Bundesgebiets  

3.1 Entwicklung 1992 
3.1.1 Die Nachfrage nach Arbeitskräften 
Amtliche Statistiken zum Verlauf der Gesamtbeschäfti-
gung als Ausdruck der Arbeitsnachfrage liegen für das Jahr 

 

1992 noch nicht vor. Ersatzweise bedienen wir uns hierfür 
sekundärstatistischen Datenmaterials, nämlich der Mel-
deergebnisse der AFG-Beitragszahler und der krankenver-
sicherungspflichtigen Personen. Weitere Orientierungshil-
fen bieten die repräsentativen Stichtagserhebungen des 
Mikrozensus vom Januar 1992 und der Arbeitsmarkt-
Monitor vom Mai 1992 sowie die monatlichen Bereichssta-
tistiken. 
Nach all dem dürfte die Gesamterwerbstätigkeit (einschl. 
der Selbständigen und mithelfenden Familienangehörigen, 
für deren Zahl wir eine weitere leichte Zunahme unterstel-
len, ausgehend von der weiter positiven Differenz zwischen 
Gewerbean- und -abmeldungen) von Ende 1991 bis Ende 
1992 um 0,6 Mio. abgenommen haben. Danach beliefe sich 
die Gesamtzahl der Erwerbstätigen am Jahresende 1992 
auf 6,1 Mio. (nach dem Beschäftigungsortskonzept, also 
ohne Westpendler). Im Jahresdurchschnitt 1992 dürfte die 
Erwerbstätigkeit mit 6¼ Mio. um 950 000 niedriger gelegen 
haben als im Vorjahr (vgl. Übersicht 5)7. 

  

7 Das Statistische Bundesamt veranschlagt nach vorläufigen Berechnungen 
im Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung die Abnahme der 
Erwerbstätigenzahl im Jahresdurchschnitt auf 0,8 Mio. Die Abnahme 
wäre demnach um 0,15 Mio. kleiner als unser Ansatz. Angesichts vieler 
Unsicherheiten der der Beschäftigungsentwicklung zugrunde gelegten 
Erhebungen ist ein geringerer Rückgang zwar nicht auszuschließen, aber 
im Rahmen unseres Kontensystems für den Arbeitsmarkt in Ostdeutsch-
land nicht nachvollziehbar. 

3.1.2 Das Angebot an Arbeitskräften 
Der 1991 noch stark ausgeprägte Rückgang des Erwerbs-
personenpotentials (nach dem Beschäftigungsortskonzept) 
setzte sich 1992 fort, aber deutlich verlangsamt. Alle Ein-
flußgrößen zusammen ergaben im Jahresdurchschnitt eine 
Abnahme um 160000 Personen (1991: knapp 500000). 
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Dazu dürften Abwanderung und Pendlerbewegung mit 
jeweils knapp -60 000 beigetragen haben. 
1992 gab es weniger Umzüge von den neuen in die alten 
Bundesländer. Gleichzeitig stiegen die Zuzüge von dort. 
Auf das Jahr gerechnet dürfte aufgrund der innerdeutschen 
Wanderung im Osten ein Rückgang des Arbeitsangebots 
um nur noch 90 000 Personen eingetreten sein, nach 
– 140 000 im Vorjahr. Die Wanderungsbeziehung mit dem 
Ausland könnte im Saldo für das Potential eine Zunahme 
um 35 000 bedeutet haben (Aussiedler, Asylbewerber). 
Ähnliches Gewicht wie der Abwanderung kam 1992 der 
Pendlerbewegung zu. Obwohl im Jahresverlauf die Aus-
pendlerzahl langsam abnahm und umgekehrt die der Ein-
pendler aus dem Westen etwas stieg, wird der Auspendler-
überschuß im Jahresmittel bei 350 000 gelegen haben und 
damit um 60 000 größer gewesen sein als 1991. 
Von der demographischen Komponente gingen kaum stär-
kere Veränderungen aus8. Nach dem verfügbaren Daten-
material traten etwa ebenso viele junge Menschen ins 
Erwerbsleben ein wie alte in den „normalen“ Ruhestand 
überwechselten. Bedeutung für die Entwicklung des 
Erwerbspersonenpotentials dürfte aber die höhere Bil-
dungsbeteiligung (außerhalb des AFG-Bereiches) durch 
den verstärkten Besuch weiterführender Schulen und 
Hochschulen gewonnen haben9. Wir veranschlagen den 
daraus resultierenden Effekt mit etwa 50 000. Dagegen 
haben wir bis jetzt keine Belege für eine bereits aktuell 
abnehmende (potentielle) Frauenerwerbsbeteiligung. 

3.1.3 Die Arbeitsmarktbilanz 
Bei einem Rückgang der Erwerbstätigenzahl im Jahres-
durchschnitt 1992 um 950 000 und einer Abnahme des 
potentiellen Arbeitsangebots um 160 000 erhöhte sich der 
nichtbeschäftigte Teil des Erwerbspersonenpotentials um 
790 000. Nur ein Teil davon schlug sich in einer Erhöhung 
der Arbeitslosenzahl nieder. Diese stieg im Jahresmittel 
um gut ¼ Mio. auf l 170 000 Personen. 
Besondere Bedeutung für die Entlastung des Arbeitsmark-
tes kam auch 1992 den Vorruhestandsregelungen zu, die es 
älteren Arbeitnehmern erlaubten, unter bestimmten Vor-
aussetzungen vorzeitig in den Ruhestand zu gehen. Von 
der Möglichkeit zum Bezug von Vorruhestandsgeld, die bis 
Anfang Oktober 1990 erstmalig in Anspruch genommen 
werden konnte, machten im Jahresdurchschnitt 1992 noch 
295 000 Personen Gebrauch, 70 000 weniger als 1991. Der 
Rückgang resultiert im wesentlichen aus dem Wechsel in 
die Altersrente. Hinzu kommt die Anschlußregelung des 
Altersübergangsgelds, mit der 55jährige und ältere 
Erwerbspersonen bis zum Jahresende 1992 vorzeitig das 
Erwerbsleben beenden konnten. Von dieser Regelung 
haben im Jahresdurchschnitt gut 500 000 Personen 
Gebrauch gemacht, 330 000 mehr als im Vorjahr. 
Die berufliche Weiterbildung ist vielfach Voraussetzung 
dafür, daß neue und umstrukturierte Arbeitsplätze auch 

 
8 Vgl. Fuchs, J., Magvas, E., Thon, M.: Erste Überlegungen zur künftigen 

Entwicklung des Erwerbspersonenpotentials im Gebiet der neuen Bun-
desländer. In: MittAB 4/91, S. 704. 

9 Vgl. Schober, K.: Lehrstellensuche ’92. IAB-Werkstattbericht Nr. 9l 
1992. 

10 Vgl. Institut für Wirtschaftsforschung Halle: Ostdeutschland 1992 und 
1993: Zwischen Skepsis und Hoffnung. Herbstgutachten 1992. Halle/ 
Berlin (Dezember) 1992. 

11 Vgl. Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung: Grundlinien der Wirt-
schaftsentwicklung 1993. In: Wochenbericht 1-2/93, S. 21. 

mit entsprechend qualifizierten Arbeitskräften besetzt wer-
den können. Vollzeitmaßnahmen der Arbeitsämter spielen 
dabei eine wichtige Rolle. In ihrer ersten Wirkung entla-
sten sie unmittelbar die Angebotsseite des Arbeitsmarkts. 
425 000 Personen standen im Jahresdurchschnitt in einer 
vom Arbeitsamt geförderten Vollzeitbildung, gegenüber 
1991 um 260 000 mehr. 
Der Übergang von bisher Erwerbstätigen und/oder 
Arbeitslosen in die Stille Reserve (im engeren Sinne) 
dürfte im Verlauf des Jahres allmählich an Bedeutung 
gewonnen haben. Hinweise dafür gibt ein steigender 
Abgang aus der Arbeitslosigkeit, den wir nicht mehr voll-
ständig durch Übergänge in Beschäftigung, berufliche Wei-
terbildung und Altersübergangsgeld erklären können. Für 
das darüber hinausgehende Ausscheiden aus der registrier-
ten Arbeitslosigkeit ist von Einfluß, daß die Zahl der 
Personen, die ihren Anspruch auf Arbeitslosengeld ausge-
schöpft haben und keinen Anspruch auf Anschluß-Arbeits-
losenhilfe besitzen, tendenziell zunimmt. Von daher baut 
sich jetzt eine Stille Reserve auf, deren Zahl wir im Jahres-
durchschnitt 1992 auf 20 000 veranschlagen. 

3.2 Voraussichtliche Entwicklung 1993 
3.2.1 Die Nachfrage nach Arbeitskräften 
Prognosen für den Arbeitsmarkt in den neuen Bundeslän-
dern, insbesondere über die Nachfrage nach Arbeitskräf-
ten, sind nach wie vor mit besonderen Unsicherheiten 
behaftet. Zwar wird die statistische Informationsbasis über 
den Arbeitsmarkt allmählich sicherer und breiter, aber der 
Datenfundus über die wirtschaftliche Entwicklung ist noch 
immer gering, und die aus der westdeutschen Entwicklung 
vorhandenen Erfahrungen seiner Interpretation sind nicht 
auf die sozioökonomischen Prozesse eines Systemwechsels 
übertragbar. Hinzu kommen ständig intensive Steuerungs-
versuche der Umstrukturierung durch die politischen Ent-
scheidungsträger, die Einschätzungen zusätzlich erschwe-
ren. So ist die Vorausschau auf den Arbeitsmarkt 1993 
zwar wiederum eine konsistente Rechnung im Kontenzu-
sammenhang, beruht aber an verschiedenen Stellen auf 
plausiblen Setzungen. 
Gleichwohl ist die erwartete Entwicklung des Bruttoin-
landsprodukts eine Orientierungshilfe für unsere Einschät-
zung. Gemeinschaftsdiagnose und Sachverständigenrat 
gehen davon aus, daß der Tiefpunkt der Produktion im 
zweiten Halbjahr 1992 überwunden wurde. Sie rechnen mit 
einer allmählichen Belebung, die im Jahresdurchschnitt 
1993 eine Zunahme des realen Bruttoinlandsprodukts in 
der Größenordnung von 7% bedeuten könnte. Zurückhal-
tender sind das IWH10 und das DIW11. In deren Voraus-
schätzung wird mit einem Anstieg um 6% bzw. 3,5% 
gerechnet. Alle Prognosen sind von den enttäuschten 
Erwartungen für das Jahr 1992 geprägt. 
Eine Aggregatgröße im Rahmen der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung ist auch mit Blick auf den Arbeitsmarkt 
besonders wichtig: die Investitionen. Nach den vorliegen-
den amtlichen Daten sind sie schon 1991 und auch 1992 
kräftiger in Gang gekommen als zunächst angenommen. 
Dies ist ein Beleg für Fortschritte beim Aufbau eines neuen 
Produktionspotentials. Von den Investitionen könnten 
nach unseren Einschätzungen 1993 viele produktionsreif 
werden. Es läßt sich nicht sagen, wieviele neue Arbeits-
plätze dies bedeutet: mit großer Wahrscheinlichkeit aber 
mehr als 1992. 
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Das gilt nach unserer Einschätzung auch dann, wenn man 
berücksichtigt, daß ein großer Teil der gestarteten Investi-
tionen in die Infrastruktur geht, mit zunächst und unmittel-
bar eher bescheidenen Wirkungen für Produktions- und 
Beschäftigungsmöglichkeiten. Im übrigen gehen alle 
genannten Projektionen für 1993 von einer weiteren deutli-
chen Zunahme der Anlageinvestitionen aus. Mit Blick auf 
den aufzubauenden Kapitalstock wird das Niveau der 
erwarteten Investitionen zwar noch immer unbefriedigend 
sein; aber der erwartete weitere Anstieg sollte in seiner 
Bedeutung für den Wirtschaftsprozeß im Jahr 1993 auch 
nicht unterschätzt werden. Die Tendenz bei Produktion 
und Beschäftigung wird darüber hinaus auch davon 
bestimmt, in welchem Umfang es gelingt, die Investitionen 
aus Wertschöpfung in den neuen Bundesländern selbst zu 
bewerkstelligen. Wir haben dazu keine konkreten Anhalts-
punkte, halten es aber nach drei Jahren der Umstrukturie-
rung der Wirtschaft doch für wahrscheinlich, daß dieser 
Anteil wächst. 

Eine anhaltende Ausdehnung der gesamtwirtschaftlichen 
Produktion ist notwendige, aber nicht hinreichende Vor-
aussetzung für eine Wende auch bei der Beschäftigung. 
Angesichts des Nachholbedarfs bei der Arbeitsproduktivi-
tät wird diese 1993 kräftig zunehmen. Wegen des herr-
schenden Kostendrucks und der ungünstigen Ertragslage in 
den meisten Unternehmungen wird die Arbeitsproduktivi-
tät wohl auch stärker steigen (müssen) als das in den 
genannten Rechnungen ausgewiesene Bruttoinlandspro-
dukt. Zumindest jahresdurchschnittlich gesehen würde 
damit die Beschäftigungsschwelle 1993 noch nicht erreicht 
werden. 
Losgelöst von einer rechnerischen Ableitung der Arbeits-
nachfrage aus Aggregatgrößen der Volkswirtschaft, aber 
auch nicht völlig unabhängig davon, haben wir wiederum 
versucht, Vorstellungen über die mögliche Beschäftigungs-
entwicklung auf der Grundlage anderer Informationen und 
Überlegungen zu entwickeln. 

 
12 Vgl. Wahse, J. et al.: Beschäftigungsperspektiven von Treuhandunternehmen 

und Ex-Treuhandfirmen. Umfragen 10/1991 und 4/1992 BeitrAB 
160 und 160.2. Nürnberg 1992. 

13 Vgl. Leikeb, H., Spitznagel, E.: Das gesamtwirtschaftliche Stellenangebot in 
der Bundesrepublik Deutschland im Frühjahr 1992. IAB-Werk- 
stattbericht Nr. 23/1992. 

Basis dafür ist der Beschäftigungsverlauf im zurückliegen-
den Jahr. Wir veranschlagen den Rückgang vom vierten 
Quartal 1991 bis zum vierten Quartal 1992 auf 0,6 Mio. 
(4. Vj. 90 bis 4. Vj. 91: – 1,4 Mio.). Gut die Hälfte 
dieser Abnahme konzentrierte sich auf den Jahresanfang 
1992 im Gefolge des vorangegangenen Kündigungstermins. 
Anschließend hat dann der Rückgang merklich nachgelas-
sen. Wesentlich bestimmt wurde dieser Prozeß durch den 
Arbeitsplatzabbau im Treuhandbereich (einschl. privati-
sierter Firmen). 

Nach den Personalplanungen (Befragungen vom Oktober 
1991, vom April 1992 und erste Ergebnisse vom Oktober 
1992, unter Berücksichtigung von geänderten Planungen) 
soll die Zahl der im Treuhandbereich (einschl. privatisier-
ter Firmen) Beschäftigten Anfang 1993 um 0,4 Mio. niedri-
ger liegen als Anfang 199212. Weniger als die Hälfte dieses 
Abbaus dürfte um die Jahreswende 1992/93 vollzogen wor-
den sein, mehr als die Hälfte bereits davor. Damit wäre die 
negative Komponente beim Übergang in das Jahr 1993 
wesentlich geringer als ein Jahr zuvor (vgl. Übersicht 6). 

Ist dies realistisch, stellen wir uns vor, daß die Erwerbstä-
tigkeit insgesamt vom vierten Quartal 1992 auf das erste 
Quartal 1993 nur noch leicht rückläufig sein könnte. Unter-
stellt ist dabei, daß sich die Beschäftigung in allen anderen 
Bereichen zusammengenommen (also außerhalb des Treu-
handbereichs) per saldo bis dahin nicht ungünstiger entwik-
kelt als 1992. Die Gesamtzahl der Erwerbstätigen würde 
dann im ersten Quartal bei 6 Mio. liegen. 

Eine Orientierung über die mögliche Beschäftigungsent-
wicklung bis etwa März 1993 liefert darüber hinaus eine 
erste Erhebung über den Kräftebedarf, die das IAB in 
Zusammenarbeit mit dem ifo-Institut im Frühjahr 1992 
durchgeführt hat13. In diesem Zusammenhang wurden 
auch die Beschäftigungserwartungen für den Zeitraum vom 
Frühjahr 1992 bis zum Frühjahr 1993 erfragt. Danach rech-
nen Betriebe und Verwaltungen im genannten Zeitraum 
mit einem Beschäftigungsrückgang um rd. 10%, was eine 
Abnahme um 650 000 (auf etwa 5,8 Mio.) bedeuten würde. 
Da die Befragung aber nur die im Frühjahr 1992 bestehen-
den Betriebe einbeziehen konnte, per saldo in der Zwi-
schenzeit aber Betriebe dazukommen, dürfte dies eine 
Gegenkraft bilden, die den Beschäftigungsrückgang insge-
samt etwas kleiner ausfallen läßt. Alles in allem stützen 
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diese Befragungsergebnisse die vorangegangenen Überle-
gungen. 
Für den weiteren Verlauf des Jahres 1993 schließen wir 
einen anhaltenden Rückgang nicht aus. Damit müßte man 
rechnen, wenn Angebots- und/oder Nachfragebedingungen 
des Wirtschaftens weiteren Belastungen ausgesetzt sein 
sollten. Mehr Wahrscheinlichkeit geben wir aber zwei 
anderen Möglichkeiten. Zum einen: Verharren der 
Beschäftigung auf der tiefen Talsohle, die in den ersten 
Monaten des Jahres 1993 nach unserer Einschätzung 
erreicht werden wird, zum anderen: anschließende allmäh-
liche Erholung. 
Eine Stagnation bei der Beschäftigung (Variante 1) vermu-
ten wir für den Fall, daß die Produktion in den neuen 
Bundesländern zwar zunehmend die Talsohle hinter sich 
läßt, aber noch immer nicht zu einem breiter gefächerten 
Aufschwung findet. Eingeschlossen in ein solches Verlaufs-
bild wäre eine Erholung in Westdeutschland erst spät im 
Jahr 1993. Ein solches Szenario könnte gleichbedeutend 
sein mit Streckungen bei manchen Investitionen und kon-
junkturbedingten Restriktionen bei Lieferungen nach 
Westdeutschland. Für diesen Fall würde nach unserer Ein-
schätzung die jahresdurchschnittliche Erwerbstätigenzahl 
noch um 0,2 Mio. unter dem Jahresmittel von 1992 liegen. 
Die Wende bei der Beschäftigung würde dann erst nach 
1993 eintreten. 
Wir sehen aber auch Chancen für eine allmähliche Erho-
lung der Erwerbstätigkeit im weiteren Jahresverlauf 1993 
(Variante 2). Wenn sich die Konjunktur im Westen früher 
erholt und der Kapitalstock im Osten deutlich wächst, 
halten wir es für möglich, daß sich das Wachstum in den 
neuen Bundesländern über angebots- und nachfrageseitige 
Verbesserungen kräftigt. Nach unserer Einschätzung wäre 
dies sicher noch nicht der erwünschte kumulative Aufwärt-
sprozeß, wohl aber der Einstieg dazu. Würde diese Kon-
stellation Wirklichkeit, könnte die jahresdurchschnittliche 
Erwerbstätigenzahl das Niveau von 1992 nur um 0,1 Mio. 
unterschreiten. 
Auch von der bislang eingetretenen Entwicklung der 
Beschäftigung nach Wirtschaftsbereichen her kann man 
sich beide Varianten vorstellen. Tab. l des Anhangs l 
zeigt, daß der Abbau alter Arbeitsplätze vor allem in der 
Landwirtschaft und im Verarbeitenden Gewerbe, aber 
auch beim Handel zwischen Herbst 1989 und Mitte 1992 
weit fortgeschritten ist. Die Bauwirtschaft hat ihre 
Erwerbstätigkeit trotz beachtlicher struktureller Verände-
rungen dem Niveau nach kaum verändert. Im Dienstlei-
stungssektor insgesamt (ohne Handel) blieb das Beschäfti-
gungsniveau die ganze Zeit über annähernd stabil, gleich-
falls verbunden mit vielfältigen allokativen Umschich-
tungen. 

Setzt sich die wirtschaftliche Belebung 1993 in mittleren 
Bahnen fort, ist denkbar, daß sich ein stark verlangsamter 
Beschäftigungsabbau in der Landwirtschaft sowie im Ver-
arbeitenden Gewerbe und leicht zunehmende Erwerbstä-
tigkeit in den anderen Bereichen etwa ab dem Frühjahr die 
Waage halten könnten (Variante 1). Dabei rechnen wir am 
ehesten für die Bauwirtschaft mit einer leichten Aufwärt-
stendenz bei der Beschäftigung. Auch im Dienstleistungs-
sektor halten wir Beschäftigungsgewinne für möglich, frei- 

lich noch keine großen. Branchen mit expandierendem 
Personalbestand stehen hier weiterhin Bereiche mit 
Umstellungsproblemen und personellen Überkapazitäten 
gegenüber, insbesondere Länder und Kommunen (vgl. 
dazu Anhang 2). Bei einer stärkeren Belebung der Produk-
tion und positiv gestimmten Erwartungen (Variante 2) 
könnte der Arbeitsplatzaufbau in den expandierenden 
Bereichen aber auch allmählich über den Abbau in den 
anderen hinausgehen. 
Beide Varianten der Beschäftigungsentwicklung setzen 
nach unseren Überlegungen voraus, daß weiterhin über 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen kräftig nachgeholfen 
wird. Dies kann durch traditionelle ABM geschehen wie 
auch über Aktivitäten, die speziell auf die Bereiche 
Umwelt, soziale Dienste und Jugendhilfe zielen, entspre-
chend der neuen Regelung § 249 h AFG. Aber auch 
andere Maßnahmen oder Programme außerhalb des AFG-
Bereichs können an deren Stelle treten, wenn sie zumin-
dest ebenso effizient administriert und umgesetzt werden 
können. 
Nach dem in Kraft gesetzten BA-Haushalt 1993 werden 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (einschl. der erwarteten 
neuen Maßnahmen nach § 249h) zwar in beachtlichem 
Umfang weitergeführt, aber doch nicht mehr in der Größe 
wie 1992 (vgl. dazu Abschnitt 4). Isoliert gerechnet würde 
die durch diese Maßnahme geförderte Beschäftigung nach 
dem BA-Haushalt im Jahresdurchschnitt 1993 um 40 000 
niedriger liegen als 1992, unter Berücksichtigung der Multi-
plikatorwirkung beliefe sich der negative Beschäftigungsef-
fekt auf knapp 60 000. Wird anderweitig nicht entspre-
chend gegengesteuert, besteht die Gefahr, daß es nicht zu 
den skizzierten Beschäftigungsverläufen kommt. 
Nur noch geringe, die Zahl der Beschäftigungsverhältnisse 
stützende Effekte erwarten wir von der Kurzarbeit. 

3.2.2 Das Angebot an Arbeitskräften 
1993 wird das Erwerbspersonenpotential nochmals sinken, 
wenn auch zunehmend verlangsamt. Wir erwarten eine 
Abnahme um 150 000, nach – 160 000 im Vorjahr und 
jeweils – ½ Mio. 1990 und 1991. Der Rückgang kommt 
durch gegenläufige Wirkungen der das Potential bestim-
menden Komponenten zustande. 
So rechnen wir mit einem abnehmenden Pendlersaldo zum 
Altbundesgebiet, was eine Erhöhung des Arbeitsangebots 
in den neuen Bundesländern bedeutet, und zwar der Grö-
ßenordnung nach um 60 000. Auch der Potentialeffekt der 
Wanderungen könnte erstmals in Richtung auf Zunahme 
tendieren. Zwar ergibt sich aus der innerdeutschen Wande-
rung immer noch ein Negativsaldo für den Osten, aber der 
von uns erwartete Zustrom aus dem Ausland könnte diese 
Abnahme zumindest kompensieren. Dabei ist unterstellt, 
daß die für die neuen Bundesländer vorgesehene Vertei-
lungsquote von 20% für Aussiedler und Asylbewerber 1993 
erreicht wird. 
Demographische Faktoren (ohne Wanderungen) wirken 
nach unserer Einschätzung auch 1993 potentialneutral, 
aber vom Verhalten her ist eine deutliche Potentialvermin-
derung programmiert14. So dürfte speziell eine weiter 
wachsende Bildungsbeteiligung (außerhalb des AFG-
Bereichs) zu Buche schlagen. Nach den Ergebnissen der 
Zusatzerhebung „Ausbildung“ des Arbeitsmarkt-Monitors 
streben 60% der Jugendlichen des entsprechenden Alters 
das Abitur an15. 

14 Vgl. Fuchs, J. et al.: a.a.O. 
15 Vgl. Schober, K., a.a.O. 
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Noch ist die Studienneigung in den neuen Bundesländern 
zwar geringer als in den alten, sie gleicht sich aber rasch an. 
1991 beabsichtigten 55% der Abiturienten der neuen Bun-
desländer zu studieren (früheres Bundesgebiet: 74%). 1992 
stieg dieser Anteil auf 65%16. 
Was die Erwerbsbeteiligung der Frauen betrifft, haben wir 
in unserer Rechnung für 1993 erstmals einen geringen 
Rückgang um ½%-Punkt unterstellt. Erhöhte Bildungsbe-
teiligung und verringerte Erwerbsbeteiligung der Frauen 
zusammengenommen könnten nach unserer Einschätzung 
eine Abnahme des Erwerbspersonenpotentials um 2% 
oder um 0,2 Mio. bedeuten. 

3.2.3 Die Arbeitsmarktbilanz 
Bei einem Rückgang der Arbeitsnachfrage um gut 0,2 Mio. 
im Jahresdurchschnitt 1993 (Variante 1) und einer 
Abnahme des Arbeitsangebots um 150 000 würde der 
nichtbeschäftigte Teil des Erwerbspersonenpotentials um 
50 000 zunehmen. 
Wie sich bei dieser Konstellation die Arbeitslosigkeit ent-
wickelt, ist nicht nur eine Frage der Entwicklung der Stillen 
Reserve. Da im nichtbeschäftigten Teil des Erwerbsperso-
nenpotentials auch in großer Zahl Personen, die Vorruhe-
standsleistungen beziehen, und die Teilnehmer an berufli-
cher Weiterbildung enthalten sind, ist auch die Verände-
rung in den beiden letztgenannten „Konten“ zu berücksich-
tigen. 
Beim Vorruhestand rechnen wir damit, daß insbesondere 
durch Abgänge in die Altersrente ein Rückgang um 85 000 
eintreten könnte. Dagegen dürfte beim Altersübergangs-
geld die Zahl der Bezieher im Jahresdurchschnitt 1993 
noch um etwa 25 000 steigen, weil der aus dem Jahr 1992 
resultierende rechnerische Überhang noch nicht vom 
Überwechseln in die „Normalrente“ kompensiert wird. 
Bei der beruflichen Weiterbildung rechnen wir damit, daß 
der Entlastungseffekt für das aktuell wirksame Arbeitsan-
gebot beachtlich bleibt, aber nicht mehr an das Niveau von 
1992 heranlangt. Aufgrund des Haushalts der BA könnte 
die jahresdurchschnittliche Zahl der Teilnehmer an Voll-
zeitmaßnahmen bei 280 000 liegen, was 145 000 weniger 
wären als im Vorjahr. 
Wir nehmen an, daß bei den dargestellten Veränderungen 
die Arbeitslosigkeit um knapp 0,17 Mio. auf 1,34 Mio. im 
Jahresdurchschnitt 1993 steigt. Vor allem im Zusammen-
hang mit ausgeschöpften Leistungsansprüchen der Arbeits-
losenversicherung dürfte die Neigung, sich beim Arbeits-
amt abzumelden, verstärkt zunehmen. Wir haben einen 
Anstieg der Stillen Reserve um 90 000 auf 110 000 Perso-
nen unterstellt. 
Bei der Variante 2, die von einer Beschäftigungswende im 
Jahresverlauf ausgeht, folgt aus einem etwas geringeren 
Rückgang der Arbeitsnachfrage (um 0,1 Mio.) und einem 
unverändert angesetzten Rückgang des Erwerbsperso-
nenpotentials (um 0,15 Mio.) eine Abnahme des nichtbe-
schäftigten Teils des Erwerbspersonenpotentials um 
50 000. 
Legt man für diese Variante die gleichen Veränderungen 
bei Vorruhestandsgeld- und Altersübergangsgeldbeziehern 
sowie bei Teilnehmern an Vollzeitmaßnahmen der berufli- 

chen Weiterbildung wie in Variante l zugrunde, so könnte 
nach unserer Einschätzung die Arbeitslosigkeit um 80 000 
auf etwa 1,25 Mio. zunehmen, die Stille Reserve um 80 000 
auf 100 000. 

4 Entlastung durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 
der Bundesanstalt für Arbeit (BA) 1992 und 1993 
Der Einsatz der arbeitsmarktpolitischen Instrumente ent-
wickelte sich 1992 vor allem in den neuen Bundesländern, 
aber auch im bisherigen Bundesgebiet in Teilbereichen 
anders als im Vorjahr: Es haben sich Zielsetzungen gewan-
delt, Teilnehmerzahlen unterschiedlich entwickelt sowie 
inhaltliche Schwerpunkte verschoben – zum Teil in erhebli-
chem Maße. Gleichwohl haben sie den Arbeitsmarkt in 
Deutschland auch 1992 kräftig entlastet: Ohne Kurzarbei-
tergeld (Kug), Allgemeine Maßnahmen zur Arbeitsbe-
schaffung (ABM), Vollzeitmaßnahmen zur beruflichen Bil-
dung (FuU) und Vorruhestands- (Vog) bzw. Altersüber-
gangsgeld (Alüg) wäre die Arbeitslosigkeit (unter sonst 
gleichen Bedingungen) in Deutschland 1992 um 2,36 Mio. 
höher ausgefallen. 
Die vor der deutschen Vereinigung in den neuen Bundes-
ländern eingeführte Vorruhestandsregelung wird hier zu 
den Maßnahmen der BA gerechnet, weil sie durch das 
Altersübergangsgeld ersetzt worden ist und nach wie vor 
von der BA administriert wird. 
Im Jahre 1993 werden die arbeitsmarktpolitischen Bemü-
hungen zwar auf insgesamt hohem Niveau fortgesetzt, doch 
ist mit einem spürbaren Rückgang der Gesamtentlastungs-
wirkung auf 1,97 Mio. zu rechnen. 
Die Entwicklung in den einzelnen Maßnahmebereichen in 
den alten und neuen Bundesländern wird im folgenden 
dargestellt (vgl. Übersichten 7-9). Dabei ist für das Jahr 
1993 berücksichtigt, daß die bei der Aufstellung des Haus-
halts von der BA entwickelte arbeitsmarktpolitische Pro-
grammstellung in wichtigen Teilbereichen revidiert werden 
muß. Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens hat die 
Bundesregierung der BA spürbare Kürzungsauflagen 
gemacht, die im Zuge des Haushaltsvollzugs voraussicht-
lich insbesondere bei ABM und FuU niedrigere Teilneh-
merzahlen bringen werden. Die Entlastung des Arbeits-
marktes durch diese Maßnahmen im Jahr 1993 wird des-
halb geringer ausfallen als zunächst geplant. Da noch keine 
Erfahrungen über die Wirkungen der Regelungen des 
AFG-Änderungsgesetzes vorliegen, sind die Unsicherhei-
ten bei diesen Schätzungen größer als sonst. 

4.1 In den alten Bundesländern 
1991 und auch noch Anfang 1992 war der Arbeitsmarkt in 
Westdeutschland insgesamt in guter Verfassung und durch 
hohen Kräftebedarf geprägt (vgl. Abschnitt 2). Die Ent-
wicklung der Kurzarbeiterzahl, im allgemeinen ein Früh-
indikator für Tendenzänderungen am Arbeitsmarkt, 
nährte allerdings schon in der zweiten Jahreshälfte 1991 die 
Befürchtung, daß die seit fast zehn Jahren andauernde 
Beschäftigungsexpansion auslaufen könnte: 1991 verdrei-
fachte sich der Vorjahresstand fast (Jahresdurchschnitt 
145 000). Zum Jahresende hin war die Kurzarbeiterzahl 
bereits viermal so groß wie Ende 1990 und zeigte mit 
zunehmend spürbarer konjunktureller Abkühlung 1992 
weiterhin steigende Tendenz: Nach durchschnittlich fast 
250 000 Kurzarbeitern im ersten Halbjahr – bei von Monat 
zu Monat wenig verändertem Niveau (abgesehen von den 
durch die Ferienzeit bedingten Rückgängen) – stieg die 
Kurzarbeiterzahl im letzten Quartal sprunghaft auf 650 000 
am Jahresende. 

 
16 Vgl. Statistisches Bundesamt: Studien- und Berufswünsche der Abituri-

enten 1992, Wiesbaden 1992. 
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Mit 283 000 ist die jahresdurchschnittliche Kurzarbeiter-
zahl 1992 doppelt so groß ausgefallen wie im Vorjahr. 
Zunehmend haben Betriebe des Verarbeitenden Gewerbes 
Kurzarbeit in Anspruch genommen. Deren Anteil an allen 
Kurzarbeitern stieg von 75% im Jahr 1991 auf 85% im Jahr 
1992. Das Verarbeitende Gewerbe war frühzeitig von 
rezessiven Einflüssen erfaßt worden. Die Produktionstätig-
keit ist dort (real) gegenüber dem Jahr 1991 um rd. 2% 
geschrumpft. Etwa im gleichen Maße wurde das Arbeitsvo-
lumen zurückgenommen. Rd. 40% dieser Anpassung ent-
fiel auf die Kurzarbeit. Dies belegt die große Bedeutung, 
die der Kurzarbeit bei der Stabilisierung der Beschäftigung 
schon 1992 zukam. 
Insgesamt entspricht die jahresdurchschnittliche Kurzar-
beiterzahl 1992 einem Äquivalent von 89 000 Beschäftigten 
(Umrechnung in Beschäftigungsäquivalente mit dem 
durchschnittlichen Arbeitsausfall von gut 30%). Nach 
Abzug der (verhinderten) Abgänge in die Stille Reserve 
errechnet sich für 1992 eine Entlastung der registrierten 
Arbeitslosigkeit in Höhe von knapp 60 000 Personen. 
Im Jahre 7993 erwarten wir einen weiteren Anstieg der 
Kurzarbeit (zu den gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen vgl. Abschnitt 2.2). Unter den Annahmen unserer 
Variante II, der wir derzeit die größte Wahrscheinlichkeit 
einräumen, schätzen wir den Jahresdurchschnitt auf 
650 000 Kurzarbeiter. Sollte die gesamtwirtschaftliche Ent-
wicklung merklich anders verlaufen, wird davon auch die 
Kurzarbeit berührt (Variante I: 750 000, Variante III: 
550 000). 
Der Rückgang des gesamtwirtschaftlichen Arbeitsvolu-
mens im Jahr 1993 um rd. 0,8 Mrd. Stunden in der Variante 
II würde dann je zur Hälfte durch den Rückgang der 
Erwerbstätigenzahl und durch geringere Jahresarbeitszeit 
(in die neben der Kurzarbeit noch weitere Komponenten 
eingehen) bewerkstelligt. 
Im Verarbeitenden Gewerbe, das von der rezessiven Ent-
wicklung vor allem betroffen ist, kommt der Kurzarbeit als 
stabilisierender Faktor besonders große Bedeutung zu: 
20% (0,18 Mrd. Stunden) des Arbeitsvolumenrückgangs 
(um gut 0,9 Mrd. Stunden) wird dort von der Kurzarbeit 
getragen. Gleichwohl ist in diesem Sektor mit verstärkt 
rückläufiger Beschäftigungsentwicklung zu rechnen. 
Insgesamt entspricht die voraussichtliche Kurzarbeiterzahl 
1993 (bei leicht steigendem Ausfall der betriebsüblichen 
Arbeitszeit) einem Äquivalent von gut 200 000 Beschäftig-
ten. Gäbe es für die Betriebe nicht die Möglichkeit, Kurz-
arbeit in Anspruch zu nehmen, wäre die Zahl der regi-
strierten Arbeitslosen um 140 000 höher. Die Tatsache, 
daß ein Teil der beschäftigungsstabilisierenden Wirkung 
der Kurzarbeit auch die Stille Reserve berührt, ist bei 
dieser Schätzung berücksichtigt. 
Die Zahl der in Allgemeinen Maßnahmen zur Arbeitsbe-
schaffung (ABM) tätigen Personen hat sich seit 1990 wenig 
verändert. Nach den seit 1989 vollzogenen Einschnitten im 
arbeitsmarktpolitischen Teil des Haushalts der BA konn-
ten 1991 jahresdurchschnittlich nur mehr 83 000 Arbeit-
nehmer in ABM gefördert werden. Für 1992 waren der BA 

erneut Kürzungen bei den Fördermöglichkeiten im ABM-
Bereich auferlegt worden. Im Jahresverlauf wurden diese 
zunehmend spürbar: Ende 1992 gab es noch 68 000 ABM-
Teilnehmer, gut 17% weniger als im Vorjahr. Dies ist der 
niedrigste Stand seit 1984. Die administrative Umsetzung 
der Mittelkürzungen erzwang zum Jahresende hin ein kräf-
tiges Bremsen bei den Neubewilligungen von ABM. Es 
ergab sich schließlich ein Jahresdurchschnitt von 78 000. 

Im Jahr 7993 wird sich die rückläufige Entwicklung bei 
ABM, so wie die Dinge liegen, fortsetzen. Erneute Mittel-
kürzungen beschränken die Möglichkeiten der BA auf die 
Förderung von rd. 65 000 Personen im Jahresdurchschnitt. 
Die Teilnehmerzahlen werden von dem zum Jahresende 
1992 erreichten Niveau aus (68000) weiterhin spürbar zu-
rückgehen. 
Dies ist aus arbeitsmarktpolitischer Sicht wie unter gesamt-
fiskalischen Gesichtspunkten bedenklich: Angesichts der 
absehbaren Gesamtkonstellation am Arbeitsmarkt sind 
grundsätzlich mehr Maßnahmen wünschenswert. Die Zahl 
der Arbeitslosen steigt voraussichtlich merklich an. Nach 
wie vor gibt es ½ Mio. Langzeitarbeitslose, die besonderer 
arbeitsmarktpolitischer Hilfen bedürfen. ABM spielt hier 
eine wichtige Rolle: 57% der im Jahr 1992 Geförderten 
waren vor ihrer Vermittlung in ABM ein Jahr und länger 
arbeitslos gewesen. Seit 1990 ist ihr Anteil an den ABM-
Teilnehmern um 5 Prozentpunkte gestiegen. Es besteht die 
Gefahr, daß die der BA auferlegten Mittelkürzungen 
(soweit hierfür nicht Ausgleich an anderer Stelle erfolgt) 
vor allem zu Lasten der Zielgruppen der Arbeitsmarktpoli-
tik gehen. 
Aus gesamtfiskalischer Sicht sind die Mittelkürzungen 
bedenklich, weil sie zu Mehrausgaben und Mindereinnah-
men in anderen Haushalten (Bund, Länder, Gemeinden, 
BA, Kranken- und Rentenversicherung) führen (Alterna-
tivkosten der Arbeitslosigkeit). 
Gleichwohl haben ABM 1992 die registrierte Arbeitslosig-
keit erheblich entlastet. Neben der direkten Beschäfti-
gungswirkung haben sie auch indirekte Beschäftigungsef-
fekte, vor allem infolge von einkommensmultiplikativen 
Effekten, teils aber auch infolge induzierter Zulieferungen 
anderer Wirtschaftszweige17. Die Gesamtbeschäftigungs-
wirkung ist deshalb größer als die Zahl der Geförderten. 
Während die Beschäftigung der geförderten Arbeitnehmer 
die Arbeitslosigkeit unmittelbar und in voller Höhe entla-
stet, ist bei den indirekten Beschäftigungseffekten (analog 
zur Kurzarbeit) die auf die Stille Reserve entfallende Ent-
lastungskomponente zu beachten (ein Drittel). Insgesamt 
wurde die registrierte Arbeitslosigkeit 7992 durch ABM 
um rd. 100 000 reduziert. 7993 wird bei jahresdurchschnitt-
lich nur mehr rd. 65 000 Geförderten die Gesamtentlastung 
der registrierten Arbeitslosigkeit deutlich zurückgehen 
(82 000). 
Die Zahl der Teilnehmer an Fortbildungs- und Umschu-
lungsmaßnahmen (im Vollzeitunterricht) ist im Jahres-
durchschnitt 1992, dem langfristigen Trend folgend, weiter 
leicht angestiegen (auf rd. 250 000 im Jahresdurchschnitt). 
Für 1993 erwarten wir einen Rückgang (um ein Sechstel)18. 
Die Teilnehmerzahl wird hier auf 210 000 im Jahresdurch-
schnitt geschätzt. Erfahrungsgemäß kommen rd. zwei Drit-
tel der Teilnehmer aus vorausgegangener Arbeitslosigkeit. 
Ein weiteres Drittel kommt nicht aus Arbeitslosigkeit und 
betrifft (potentiell) zum Teil auch die Stille Reserve. Die 
registrierte Arbeitslosigkeit wird voraussichtlich um rd. 
190 000 Personen entlastet. 

 
17 Vgl. Bach/Spitznagel: Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen – Entlastungs-

wirkungen und Budgeteffekte. In: Erwerbsarbeit und Arbeitslosigkeit im 
Zeichen des Strukturwandels. BeitrAB 163, S. 207 ff. Dieser Beitrag 
enthält eine Darstellung der methodischen Grundlagen dieser Schätzungen. 

18 Gemessen an der Entwicklung der Uhg-Empfänger. 
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Die Zahl der Empfänger von Vorruhestandsgeld (zu dem 
Zuschüsse aus BA-Mitteln gezahlt wurden, wenn ihr 
Arbeitsplatz wiederbesetzt worden ist) hat 1992 weiter 
abgenommen (auf 12 000), vor allem weil sich seit dem 
Auslaufen dieser Regelung Übergänge in normale Alters-
rente vollziehen. 1993 wird es voraussichtlich noch 6000 
Vorruhestandsgeldempfänger geben. 
Nach Berücksichtigung der bei den einzelnen Maßnahmen 
mehr oder weniger auch auf die Stille Reserve entfallenden 
Entlastungswirkung ergibt sich durch die genannten Maß-
nahmen zusammengenommen für die registrierte Arbeits-
losigkeit im Jahr 1992 ein Entlastungseffekt in Höhe von 
rd. 390 000 (Vorjahr rd. 370 000) Personen. Im Jahr 1993 
wird die Entlastungswirkung – allerdings allein bedingt 
durch kräftig zunehmende Kurzarbeiterzahlen – mit rd. 
410 000 höher ausfallen. 

4.2 In den neuen Bundesländern 
Wie schon in den Vorjahren milderten die arbeitsmarktpo-
litischen Maßnahmen der BA die Auswirkungen der struk-
turellen Umstellungsprobleme auf Beschäftigung und 
Arbeitslosigkeit auch 1992 in erheblichem Umfang, aller-
dings bei stark veränderter Schwerpunktsetzung. 
Die Kurzarbeit hatte in den Jahren 1990 und 1991 den 
Beschäftigungsrückgang gebremst, gestreckt und kurzfri-
stig noch höhere offene Arbeitslosigkeit verhindert. Ab 
7992 wurden die Anspruchsvoraussetzungen enger gefaßt. 
Außerdem wurde Kurzarbeit für die Betriebe teurer, weil 
nun größere Anteile an den Sozialversicherungsbeiträgen 
zu leisten waren. Im Zusammenspiel mit Kündigungstermi-
nen, zu denen auch in großem Umfang Kurzarbeiter entlas-
sen wurden, gingen die Zahlen kräftig, auf nur mehr wenig 
mehr als 200 000 am Jahresende, zurück. Gleichzeitig 
reduzierte sich die jahresdurchschnittliche Ausfallzeit (je 
Kurzarbeiter) auf rd. 50%. Dies spiegelt vor allem den 
Rückgang der sogenannten „Null-Kurzarbeiter“ wider. Im 
Jahresdurchschnitt gab es 370 000 Kurzarbeiter. 
Im Jahr 7993 ist eine weitere Abnahme der Kurzarbeiter-
zahlen zu erwarten. Im Zuge der Stabilisierung und Ver-
besserung der Beschäftigungslage in Teilbereichen werden 
Betriebe zur Normalarbeit zurückkehren. Andererseits 
dürften weitere Arbeitsplatzverluste ebenfalls zu weniger 
Kurzarbeit führen. Wir rechnen im Jahresdurchschnitt mit 
120 000 Kurzarbeitern. Bei einer Abnahme der durch-
schnittlichen Ausfallzeit auf 45% entspricht dies einem 
Beschäftigungsäquivalent von 54 000 Personen und einer 
Entlastung der registrierten Arbeitslosigkeit (nach Berück-
sichtigung des die Stille Reserve betreffenden Effekts) um 
rd. 50 000. 
Bei den Allgemeinen Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung 
(ABM) folgte der Aufbauphase im Jahr 1991 eine Phase 
der Stabilisierung auf hohem Niveau. Im Durchschnitt des 
ersten Halbjahrs 1992 wurden rd. 400 000 Arbeitnehmer in 
ABM gefördert. Das zweite Halbjahr brachte – bedingt 
durch knappe Haushaltsmittel – rückläufige Bestands-
zahlen. 
Bemerkenswert ist, daß im Rahmen von zahlreichen ABM 
der Strukturwandel wachstumsorientiert flankiert wird: 

Über die Hälfte der geförderten Maßnahmen sind investive 
Projekte19. 
Für 1993 sind weniger als 300 000 ABM-Neubewilligungen 
vorgesehen. Diese würden – verteilt über das Jahr 1993 –
nicht ausreichen, das zum Jahresende 1992 erreichte 
Niveau (355 000) zu halten. Im Jahresdurchschnitt 1993 ist 
mit 300 000 Geförderten zu rechnen (nach 388 000 im 
Vorjahr)20. 
Für 1993 sind bei den Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
wichtige Veränderungen durch das „Gesetz zur Änderung 
von Förderungsvoraussetzungen im Arbeitsförderungsge-
setz und in anderen Gesetzen“ vorgezeichnet: 
- Öffentlich-rechtlichen Trägern wird der Zugang zu ABM 
erschwert. Lohnkostenzuschüsse dürfen nur dann 90 bis 
100% betragen, wenn die Arbeitsentgelte der Geförderten 
angemessen niedriger sind als die der Nicht-Zugewiesenen 
oder wenn ihre Arbeitszeit nicht mehr als 80% der Normal-
arbeitszeit beträgt. 

- Für das Gebiet der neuen Bundesländer wird ein (bis 
1997) befristetes ABM-ähnliches Instrument ins AFG ein-
geführt: Nach § 249 h können für Arbeitnehmer, die in 
Maßnahmen im Bereich der Umwelt, der sozialen Dienste 
oder der Jugendhilfe beschäftigt werden, Lohnkostenzu-
schüsse in Höhe der durchschnittlichen Aufwendungen für 
Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe gezahlt werden. 

- Ein weiteres Ost-Spezifikum ist die angestrebte Ausdeh-
nung kombinierter Teilzeit-ABM  mit Teilzeit-Bildungs-
maßnahmen (über die bisher schon mögliche Anreicherung 
von ABM mit Qualifizierungselementen hinaus). Dement-
sprechend liegt der Haushaltsplanung der BA für 1993 die 
Vorstellung zugrunde, daß von den Neubewilligungen 15% 
auf Teilzeit-ABM entfallen. Bislang spielten diese eine 
untergeordnete Rolle: Rd. 5% aller 1992 Geförderten stan-
den in Teilzeitmaßnahmen. 

Die Unsicherheiten sind groß, aus heutiger Sicht diese 
Veränderungen in quantitativer und qualitativer Hinsicht 
zu bewerten. 
Das neue Instrument „Arbeitsförderung ,Umwelt, soziale 
Dienste, Jugendhilfe“ nach § 249 h AFG ist grundsätzlich 
zu begrüßen: Es verspricht Beschäftigungsmöglichkeiten in 
Maßnahmefeldern, in denen Angebotsdefizite bestehen 
und verbindet damit Struktur- und Arbeitsförderung. 
Außerdem ist es die konsequente Umsetzung einer gesamt-
fiskalischen Betrachtung der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
(wertschaffende, vorausschauende Mittelverwendung statt 
gegenwartsbezogener Alimentierung von Arbeitslosig-
keit). 
Gleichwohl ist derzeit schwer abschätzbar, welche Arbeits-
marktentlastung dadurch erreicht wird. Die Zielsetzungen 
und die Förderungsvoraussetzungen sind noch nicht hinrei-
chend präzisiert, so daß auch das Verhalten der Akteure 
am Arbeitsmarkt ungewiß ist. U.a. birgt das Problem der 
Restfinanzierung bei Maßnahmen nach § 249 h AFG in 
weiten Bereichen ein Akzeptanzrisiko bei den Trägern. 
Sachleistungs- und kapitalintensive Umweltprojekte erfor-
dern in der Regel hohe Eigenbeiträge oder Unterstützung 
durch dritte Financiers. Die Lohnkostenzuschüsse (rd. 
16 000,- DM pro Jahr und Geförderten) decken hier oft 
nur einen kleinen Teil der Kosten.  

19 Vgl. Spitznagel: Allgemeine Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung (ABM) 
in den neuen Bundesländern. In: MittAB 3/1992. 

20 Die Bundesregierung hält im Rahmen des genehmigten Haushalts bis zu 
350 000 Geförderte im Jahresdurchschnitt für erreichbar. 

Andererseits bietet die Öffnung des § 249 h für Maßnah-
men im Bereich der sozialen Dienste und der Jugendhilfe 
Chancen. Es besteht die Möglichkeit, arbeitsintensive 
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Maßnahmen ohne hohe Sachkosten durchzuführen. Die 
Träger könnten deshalb mit relativ geringem Eigenbeitrag 
befristete Beschäftigungsmöglichkeiten in großer Zahl 
schaffen. Allerdings handelt es sich hier um „Kann-Lei-
stungen“, d.h. es besteht kein Rechtsanspruch auf die 
Förderung. Zwar wird grundsätzlich davon ausgegangen, 
daß den Ausgaben entsprechende Minderausgaben beim 
Arbeitslosengeld und bei der Arbeitslosenhilfe gegenüber-
stehen, und es besteht Deckungsfähigkeit mit diesen Haus-
haltstiteln, doch gibt es eine Budgetrestriktion, die die 
Möglichkeiten eingrenzt. Die BA kann dafür 1993 600 
Mio. DM ausgeben und Verpflichtungen in Höhe von 1,3 
Mrd. DM für folgende Haushaltsjahre eingehen. Im Bun-
deshaushalt sind dafür 170 bzw. 360 Mio. DM vorgesehen 
(deckungsfähig mit Arbeitslosenhilfe). 
In unsere Entlastungsrechnung 1993 setzen wir angesichts 
dieser Unsicherheiten für Maßnahmen der Arbeitsförde-
rung „Umwelt, soziale Dienste, Jugendhilfe“ 50 000 Teil-
nehmer an (im Jahresdurchschnitt). Dies erfordert eine 
frühzeitige und kräftige Zunahme im Jahresverlauf, mit 
deutlich höherer Bestandszahl am Jahresende. Wir unter-
stellen weiter, daß sie in ähnlichem Maße wie ABM indi-
rekte Beschäftigungseffekte bewirken. Diese vorläufigen 
Einschätzungen werden allerdings zu überprüfen sein. 
Auch für die Kombi-Maßnahmen (ABM plus FuU) gibt es 
nur spärliche Informationen. Fest steht allerdings, daß 
unter Entlastungsgesichtspunkten Doppelzählungen (bei 
FuU und ABM) zu vermeiden sind. Wir verbuchen Kombi-
Maßnahmen als ABM, weil es sich beim Arbeitsteil um 
Sozialversicherungspflichtige Beschäftigung handelt und 
weil sich unsere Entlastungsrechnung auf Bildungsmaßnah-
men im Vollzeitunterricht beschränkt. 
Unter diesen Annahmen rechnen wir 1993 bei ABM und 
bei der Arbeitsförderung „Umwelt, soziale Dienste, 
Jugendhilfe“ zusammen mit jahresdurchschnittlich rd. 
350 000 Teilnehmern. Einschließlich ihrer indirekten 
Effekte und unter der Annahme, daß diese zum (geringen) 
Teil auch die Stille Reserve betreffen, wird die Entlastung 
der Arbeitslosigkeit auf insgesamt knapp 480 000 geschätzt. 
Wie bei den ABM, so folgte auch bei den Maßnahmen zur 
beruflichen Weiterbildung auf den sprunghaften Anstieg 
der Teilnehmerzahlen im Jahr 1991 eine Stabilisierung auf 
hohem Niveau. Insgesamt sind im Verlauf des Jahres 1992 
0,9 Mio. Personen in Bildungsmaßnahmen nach dem AFG 
eingetreten. Der Jahresdurchschnittsbestand wird von der 
BA auf 490 000 geschätzt. Darin enthalten sind auch Teil-
nehmer an betrieblichen Einarbeitungsmaßnahmen (6%). 
Da sie zu den Erwerbstätigen zählen, werden sie – um 
Doppelzählungen zu vermeiden – in unserer Entlastungs-
rechnung nicht berücksichtigt. Aus demselben Grund wer-
den auch die Teilnehmer an Maßnahmen im Teilzeitunter-
richt (6%) ausgeklammert, denn sie werden zum großen 
Teil arbeitsbegleitend durchgeführt (teils auch in Verbin-
dung mit ABM). 

 
21 Dabei handelt es sich um die Befragung einer 0,1%-Stichprobe der 

Wohnbevölkerung im erwerbsfähigen Alter in den neuen Bundesländern, 
die im Auftrag der BA von Infratest-Sozialforschung München durchge-
führt wird. Bisher liegen die Ergebnisse der Befragungswellen vom 
November 1990 (mit Retrospektivdaten für November 1989), März, Juli 
und November 1991 sowie Mai 1992 vor. Die folgenden Daten zu den 
Erwerbstätigen in wirtschaftsfachlicher Gliederung enthalten nicht die 
Frauen im Mütterjahr sowie die Wehr- und Zivildienstleistenden. Anson-
sten folgen sie dem Inlandskonzept (ohne Westpendler). Eine über die 
angegebene Abgrenzung der Wirtschaftsabteilungen hinausgehende wirt-
schaftsfachliche Gliederung gestattet der Monitor nicht. 

Nach Abzug dieser Teilnehmergruppen ergibt sich im Jah-
resdurchschnitt eine Zahl von 425 000 Teilnehmern an 
Vollzeit-Weiterbildungsmaßnahmen. Es kann davon aus-
gegangen werden, daß diese fast alle vorher arbeitslos 
waren. Die Stille Reserve fällt deshalb hier nur sehr wenig 
ins Gewicht. 
Unter der Annahme, daß sich die Zahl der Teilnehmer an 
Vollzeit-Weiterbildungsmaßnahmen 1993 den (gekürzten) 
Haushaltsansätzen der BA entsprechend entwickelt, ist im 
Jahresdurchschnitt mit 280 000 Teilnehmern zu rechnen, 
also mit erheblich weniger als noch im Vorjahr. In nahezu 
gleicher Höhe wird dadurch die registrierte Arbeitslosig-
keit entlastet. 
Das Altersübergangsgeld hat in den Jahren 1991 und 1992 
in erheblichem Maße zur Vermeidung offener Arbeitslosig-
keit beigetragen. Nachdem diese Regelung bis zum Jahres-
ende 1992 verlängert worden war, stieg die Bestandszahl 
der Alüg-Bezieher zum Jahresende 1992 auf fast 0,6 Mio. 
Im Jahresdurchschnitt wurde dadurch die Arbeitslosigkeit 
um gut ½ Mio. entlastet. Nach Auslaufen dieser Regelung 
zum 01. 01. 1993 wird die Bestandszahl im Verlauf des 
Jahres 1993 abnehmen. Wir erwarten im Jahresdurch-
schnitt 540 000 Bezieher von Altersübergangsgeld. 
Die vor der deutschen Vereinigung gültige Vorruhestands-
regelung wirkt nach wie vor entlastend, allerdings mit 
abnehmender Tendenz, vor allem weil es zu Übergängen in 
die normale Altersrente kommt. Die jahresdurchschnittli-
che Zahl von Vorruhestandsgeldempfängern ist von 
365 000 im Jahr 1991 auf 295 000 im Jahr 1992 gesunken. 
Für 1993 rechnen wir mit jahresdurchschnittlich 210 000 
Beziehern von Vorruhestandsgeld. 
Zusammengenommen haben die oben genannten Maßnah-
men im Jahr 1992 die registrierte Arbeitslosigkeit um fast 
2 Mio. entlastet. Im Jahr 1993 gehen von den Maßnahmen 
zwar weiterhin erhebliche Entlastungswirkungen aus, doch 
werden sie, bedingt durch den Rückgang bei der Kurzar-
beit, bei den beruflichen Bildungsmaßnahmen, beim Vor-
ruhestandsgeld und bei ABM mit jahresdurchschnittlich rd. 
1,56 Mio. erheblich geringer sein als noch im Vorjahr. 

Anhang 1: Entwicklung der Erwerbstätigkeit nach Wirt-
schaftsabteilungen in Ost- und Westdeutschland 
Zur Entwicklung der Beschäftigung nach Wirtschaftsabtei-
lungen für die neuen Bundesländer liegen amtliche Zahlen 
erst spärlich vor: Die letztmalig nach dem Konzept der 
DDR-Statistik zum 30. 11. 1990 durchgeführte Berufstä-
tigenerhebung (BTE) sowie der erstmalig im April 1991 
erhobene und dann mit einer kleineren Stichprobe im 
Oktober 1991 und Januar 1992 wiederholte Mikrozensus. 
Hinzu kommen die monatlichen Bereichsstatistiken für das 
Produzierende Gewerbe. Diese erfassen aber zum großen 
Teil nur Betriebe von 20 Beschäftigten an aufwärts, was 
angesichts der sehr unterschiedlichen Dynamik von Groß-
und Kleinbetrieben unbefriedigend ist. Die anderen Erhe-
bungen wiederum bilden nicht die gesamte Zeitspanne der 
ökonomischen Umwälzung ab. 
Eine umfassende Orientierung zur Entwicklung der 
Beschäftigung nach Wirtschaftsabteilungen seit Herbst 
1989 liefert ausschließlich der Arbeitsmarkt-Monitor21 mit 
Befragungen in relativ kurzen Zeitabständen (vgl. Ta-
belle 1). Die folgenden Daten sind, wenn nicht anderes 
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angegeben, dieser Erhebung entnommen. Die Zuordnun-
gen zu den Wirtschaftsabteilungen resultieren aus der Ein-
schätzung der befragten Personen selbst, die sicher nicht 
immer den Kriterien einer strengen statistischen Definition 
genügen. Wir halten aber die Ergebnisse, die immerhin für 
sechs Termine vorliegen, für plausibel, sowohl was das 
Niveau als auch den Verlauf betrifft. 
Der Mikrozensus kommt, soweit ein Vergleich möglich ist, 
tendenziell zu ähnlichen Ergebnissen (vgl. Tabelle 2). 
Dabei ist zu beachten, daß der Mikrozensus auf dem 
Wohnortskonzept beruht, während die Daten des Arbeits-
markt-Monitors um die Pendler nach dem Westen berei-
nigt wurden (Beschäftigungsortskonzept). Außerdem sind 
Frauen im Mütterjahr sowie die Wehr- bzw. Zivildienstlei-
stenden in der Bereichsstruktur des Monitors nicht ent-
halten. 
Den größten relativen Rückgang der Beschäftigung weist 
die Land- und Forstwirtschaft aus. Von November 1989 bis 
Mai 1992 ist deren Beschäftigtenzahl von 0,9 Mio. auf 
0,3 Mio. gesunken, was eine Abnahme um zwei Drittel 
bedeutet. 
Im Produzierenden Gewerbe ohne Bauwirtschaft (Verar-
beitendes Gewerbe einschl. Bergbau, Energie und Wasser-
versorgung) ist der Beschäftigungsrückgang mit nahezu 
1,5 Mio. absolut am höchsten. Damit hat sich der Beschäf-
tigtenbestand gegenüber November 1989 fast halbiert. Im 

 
23 Die Bereichsstatistiken des Statistischen Bundesamtes weisen für die 

gleiche Zeit eine um 0,8 Mio. niedrigere Beschäftigtenzahl aus. Der 
Unterschied erklärt sich weitgehend daraus, daß die amtliche Statistik 
nur die Beschäftigten in Betrieben mit 20 und mehr Erwerbstätigen erfaßt 
und außerdem die Energiewirtschaft sowie die Wasserversorgung nicht 
enthält. 

Mai 1992 gab es in diesem Wirtschaftsbereich nach dem 
Inlandskonzept, also ohne Westpendler, noch knapp 1,8 
Mio. Beschäftigte23. 
Als einziger Wirtschaftsbereich innerhalb des Produzieren-
den Gewerbes konnte die Bauwirtschaft (Bauhaupt- und 
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Baunebengewerbe) ihren Beschäftigtenstand von Ende 
1989 bis Mai 1992 etwa halten (rd. 0,7 Mio.). Das schließt 
nicht aus, daß er zwischenzeitlich niedriger lag (nach Moni-
tor-Angaben Tiefpunkt im März 1991 mit 650 000). Die 
Angaben der amtlichen Bereichsstatistiken im Bauhaupt-
und Baunebengewerbe (letzteres nur Betriebe mit 20 und 
mehr Beschäftigten), deren Daten bis Oktober 1992 rei-
chen, legen den Schluß nahe, daß die Erwerbstätigkeit in 
der Bauwirtschaft in der zweiten Jahreshälfte 1992 zumin-
dest nicht gesunken ist. 
Hinter diesen geringen Gesamtveränderungen stehen tief-
greifende strukturelle Umgestaltungen. Im Herbst 1989 
hatten nach Arbeitsmarkt-Monitor 13% der in der Bau-
wirtschaft Tätigen in Betrieben mit über 1000 Beschäftig-
ten gearbeitet und mehr als ein Drittel in Betrieben zwi-
schen 200 und 1000. Nur 8% der Beschäftigten waren in 
Kleinbetrieben unter 20 Personen beschäftigt gewesen. 
Diese Größenstruktur der Baubetriebe hat sich seitdem 
durch Aus- und Neugründungen grundlegend verändert. 
Mehr als ein Viertel aller Beschäftigten war im Mai 1992 in 
Betrieben mit unter 20 Personen tätig. Der Anteil der in 
Betrieben der Größenklasse 20 bis unter 200 stieg auf 43%. 
Der Handel (Einzelhandel sowie Groß- und Außenhandel 
zusammengenommen) verzeichnet nach Monitor-Angaben 
(Inlandskonzept) von Ende 1989 bis Mitte 1992 eine 
Abnahme der Beschäftigung um gut 0,3 Mio. auf gut 0,6 
Mio., also um ein Drittel. Für die Verkehrswirtschaft 
(öffentliche und private Unternehmen insgesamt, einschl. 
Post) weist der Monitor einen geringen Rückgang bis Mai 
1992 auf 0,4 Mio aus. Die Erwerbstätigkeit bei Banken und 
(privaten) Versicherungen tendiert nach oben und dürfte 
Mitte 1992 bei knapp 0,2 Mio. gelegen haben. 

In den zusammengefaßten sonstigen Dienstleistungen nahm 
die Erwerbstätigenzahl von Ende 1989 bis Mitte 1992 nur 
wenig auf insgesamt knapp 1,9 Mio. ab. Dahinter stehen 
gegenläufige Entwicklungen in zwei Hauptbereichen: 
Während die nichtstaatlichen Dienstleistungen ihre 
Beschäftigung aufstocken, ist diese im Staatssektor rück-
läufig. Nach der Personalstandsstatistik des öffentlichen 
Dienstes belief sich dessen Beschäftigungsbestand Mitte 
1991 (neuere Angaben liegen noch nicht vor) auf 1,35 Mio. 

Speziell im öffentlichen Sektor ist die Beschäftigungssitua-
tion unübersichtlich (vgl. Anhang 2). Einem dringenden 
Aufbau in Teilbereichen steht ein unvermeidlicher Abbau 
in anderen gegenüber, der noch nicht zum Abschluß 
gekommen ist. Bedeutung hat in diesem Zusammenhang 
die Regelung im Einigungsvertrag zu Bedarfskündigungen, 
deren Frist bis Ende 1993 verlängert wurde, womit der 
weitere Abbau des Personalüberhangs gestreckt wird. 

Die in den neuen Bundesländern in extrem kurzer Zeit 
vorsichgehende grundlegende Veränderung in der wirt-
schaftsfachlichen Struktur der Erwerbstätigen holt eine 
Entwicklung nach, die im bisherigen Bundesgebiet über 
eine längere Frist hinweg ebenfalls erfolgte und deren 
Tendenzen noch nicht zum Abschluß gekommen sind (vgl. 
Tabellen 3 und 4). Im folgenden wird die Strukturänderung 
seit 1980 in Westdeutschland grob skizziert. 
Die Abnahme der Beschäftigten in der Land- und Forst-
wirtschaft hält seit Jahrzehnten an, ohne daß ihr Tempo in 
den letzten Jahren abgenommen hätte (jahresdurchschnitt-
liche Abnahme 1980-1983: – 2,5%, 1985-1989: – 3,0%, 
1990-1991: – 3,2%). Ihre absolute Zahl ist in dieser Zeit 
von 1,4 Mio. auf knapp l Mio. zurückgegangen. 
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Die Beschäftigungsentwicklung im Verarbeitenden Ge-
werbe zeigt bis Mitte der 80er Jahre einen kontinuierlichen 
Rückgang, anschließend eine konjunkturbedingte leichte 
Zunahme, die sich infolge des vereinigungsbedingten 
Nachfrageschubs aus den neuen Bundesländern vorüberge-
hend verstärkte. An der trendmäßigen Abnahme ändert 
sich gleichwohl nichts: Die Beschäftigtenzahl ist von 7,7 
Mio. 1980 auf 7,5 Mio. im Jahresmittel 1991 zurückge-
gangen. 
Im Baugewerbe ging die Beschäftigtenzahl von 1980 bis 
1987 ständig zurück (im Jahresdurchschnitt um 3,2%). 
Seitdem steigt sie wieder leicht an, zuletzt (1991) auf 
1,3 Mio. Dabei zeigen das Bauhaupt- und das Bauneben-
gewerbe gleichgerichtete Tendenzen. 
Auch der Wirtschaftsbereich Handel und Verkehr weist 
nach einer Phase des Beschäftigungsrückgangs zu Beginn 
der 80er Jahre inzwischen wieder beachtliche Zunahmera-
ten auf (Jahresdurchschnitt 1984-1991 + 1,8%). Die deut-
sche Vereinigung hat hier ebenfalls die Zunahme der 
Erwerbstätigkeit für einige Zeit verstärkt. 
Die Beschäftigungsexpansion im Bereich der (privaten) 
Dienstleistungen ist ungebrochen. 90% der Zunahme der 
Gesamterwerbstätigkeit von 1980 bis 1991 entfielen auf 
diesen Wirtschaftsbereich. Die steigende Frauenerwerbstä-
tigkeit, verbunden mit zunehmender Teilzeitarbeit fand 
hier ihre bevorzugten Einsatzbereiche. Von 1980 bis 1991 
stieg die Erwerbstätigenzahl in den genannten Bereichen 
um 1,6 Mio. auf 5,6 Mio. (im Jahresdurchschnitt + 3,2%). 
Moderater, aber ebenfalls sehr deutlich war der Anstieg 
der Beschäftigung in den übrigen Dienstleistungsbereichen 
(Staat, private Organisationen ohne Erwerbszweck, pri-
vate Haushalte u. ä.): von 1980 bis 1991 um knapp 800 000 
auf 5,6 Mio. Personen (jahresdurchschnittliche Zunahme 
um 1,4%). 

Anhang 2: Zur Beschäftigungssituation im öffentlichen 
Dienst in den neuen Bundesländern 
„Öffentlicher Dienst“ als beschäftigungs- bzw. dienstrecht-
liche Kategorie existierte in der DDR nicht. Wollte man 
alle Beschäftigten, bei denen der Staat der Arbeitgeber war 
(der Eigentumsform der Betriebe und Einrichtungen nach 
der volkseigene Sektor), unter diese Kategorie subsumie-
ren, so wären 80% aller 8,5 Mio. Berufstätigen (Berufstä-
tigenerhebung Sept. 1989, ohne Lehrlinge, ohne sog. X-
Bereich24) in diesem öffentlich-rechtlichen Bereich be-
schäftigt gewesen (vgl. Tabelle 1). 
Reduziert man diese Zahl um den volkseigenen Teil der 
Industrie, Bauwirtschaft, Land- und Forstwirtschaft, des 
Handels und der Sonstigen produzierenden Zweige, um 
sich dem westdeutschen Begriff des Öffentlichen Dienstes 
anzunähern, verbleiben rd. 27% aller Berufstätigen (2,3 
Mio. Beschäftigte). Sie verteilen sich auf die verschieden-
sten Wirtschaftszweige in den sog. Nichtproduzierenden 
Bereichen. 

In der wirtschaftsfachlichen Gliederung der Volkswirt-
schaft wurde im Wirtschaftsbereich 9 („Sonstige volkswirt-
schaftliche Bereiche“) ein Wirtschaftssektor „Staatliche 
Verwaltung“ ausgewiesen. Die Berufstätigenerhebung 
1989 gab für diesen Sektor rd. 179000 Beschäftigte an, was 
auf Grund des von der staatlichen Statistik nicht erfaßten 
sog. X-Bereiches, der sich freilich auch über weitere Wirt-
schaftssektoren erstreckte, eine Untererfassung bedeutet. 
Die Beschäftigten in den nahezu ausschließlich staatlichen 
Einrichtungen des Gesundheits- und Sozialwesens, des Bil-
dungswesens (Kindergärten, Allgemeinbildende Schulen, 
Hoch- und Fachschulen), der Kultur und Kunst, der staatli-
chen Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen sowie 
der Kommunalwirtschaft waren entsprechend der Art ihrer 
Dienstleistung den jeweiligen Wirtschaftssektoren zuge-
ordnet. 
Außer dieser Klassifizierung nach wirtschaftsfachlichen 
Gesichtspunkten bestand auch eine Zuordnungssystematik 
der Betriebe und Einrichtungen nach ihrer Unterstellung 
zu sog. wirtschaftsleitenden Organen (Ministerien, Kombi-
nate, Räte der Bezirke, der Kreise, der Städte und 
Gemeinden). Für die Arbeit der Planungsorgane aller Ebe-
nen und für die Abrechnungsarbeit der staatlichen Statistik 
war dieser sog. WO-Schlüssel die übliche und entschei-
dende Klassifikation. Angaben in der Gliederung nach 
„WO“ wurden in der Regel nicht veröffentlicht. 
Erstmals nach der Wende wurde die Beschäftigtenzahl im 
zentralen Staatsapparat sowie in ihren nachgeordneten 
Einrichtungen (einschl. Polizei und Armee) offengelegt 
und, gegliedert nach den Einzelplänen des Haushalts der 
DDR, veröffentlicht (vgl. Tabelle 2). Danach waren bei 
den zentralen Staatsorganen rd. 21 000 Personen beschäf-
tigt, bei ihren nachgeordneten Einrichtungen rd. 520 000 
(hiervon entfielen auf Polizei, Armee und Grenztruppen 
rd. 311 000). 
Aus dem Gesagten folgt, daß das System des zwar nicht 
institutionell, aber natürlich funktionell vorhandenen 
öffentlichen Dienstes in der DDR mit dem der Bundesre-
publik nicht vergleichbar war. Die Umstrukturierung und 
der Neuaufbau aller gesellschaftlichen Bereiche nach bun-
desdeutschem Muster trafen die staatlichen Einrichtungen 
im öffentlichen Dienstleistungsbereich deshalb auch beson-
ders gravierend. 
Der Einigungsvertrag bestimmte, daß Verwaltungsorgane 
und sonstige der öffentlichen Verwaltung oder Rechts-
pflege dienende Einrichtungen, des weiteren in Rechtsträ-
gerschaft der öffentlichen Verwaltung stehende Einrich-
tungen der Kultur, der Bildung und Wissenschaft, des 
Sports sowie des Rundfunks und Fernsehens der Regierung 
des Bundeslandes unterstellt werden, in dem sie örtlich 
gelegen sind bzw. bei länderübergreifender Wirkungsweise 
in gemeinsame Trägerschaft der betroffenen Länder über-
gehen. Soweit die genannten Einrichtungen Aufgaben 
erfüllt haben, die nach der Kompetenzordnung des Grund-
gesetzes dem Bund zufallen, wurden diese nach dem Bei-
tritt der DDR zur Bundesrepublik den zuständigen ober-
sten Bundesbehörden zugeordnet. 
Die Länder sowie die obersten Bundesbehörden hatten die 
Überführung oder die Abwicklung der ihnen zugeordneten 
Einrichtungen zu regeln. Bezüglich der Beschäftigten 
wurde mit der sog. Warteschleifen-Regelung eine spezielle 
arbeitsrechtliche Konstruktion geschaffen. Danach ruhten 
die Arbeitsverhältnisse der Arbeitnehmer in den Einrich-
tungen, die weder auf den Bund noch auf die Länder 

 
24 Die von der staatlichen Statistik nicht erfaßten Bereiche wie Polizei, 

Armee, Zollverwaltung, Staatssicherheit, Parteien und gesellschaftliche 
Organisationen, sowjetisch-deutsche Aktiengesellschaft Wismut (Uran-
erzbergbau) werden als X-Bereich bezeichnet. Sie umfaßten schätzungs-
weise 700 000 Personen. 
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überführt wurden, spätestens von Anfang 1991 an für 
höchstens 6 Monate (für über 50jährige für höchstens 
9 Monate). Während dieser Zeit sollten gegebenenfalls 
erforderliche Weiterbildungsmaßnahmen anlaufen. Wur-
den die Arbeitnehmer nach Ablauf der Warteschleife nicht 
weiterbeschäftigt, endete das Arbeitsverhältnis mit Ablauf 
dieser Frist. 

Zur Zahl der von der Warteschleife betroffenen Personen 
gibt es keine präzisen Angaben. Die Bundesregierung 
nannte anläßlich eines Verfahrens vor dem Bundesverfas-
sungsgericht eine Größenordnung zwischen 100 000 und 
150 000. Die Gewerkschaft ÖTV schätzte den Kreis auf 

600 000 bis 700 000 Personen. Das Statistische Bundesamt 
veranschlagte die Zahl im Jahresdurchschnitt 1991 auf 
100 000. Aus dem Arbeitsmarkt-Monitor, dessen Angaben 
auf der Selbstzuordnung der Befragten beruhen, ergab sich 
für Mitte März 1991, als nahezu alle Betroffenen auch noch 
tatsächlich in der Warteschleife stehen mußten, je nach den 
angelegten Kriterien eine Größenordnung von 210 000 bis 
280 000 Personen. Erwartungsgemäß ging diese Zahl im 
Jahresverlauf 1991 stark zurück. Die Befragung vom Juli 
1991 brachte nur noch 60 000 bis 80 000 Personen in der 
Warteschleife. Der überwiegende Teil der davon Betroffe-
nen fand keine neue Tätigkeit in den Nachfolgeeinrichtun-
gen der aufgelösten staatlichen DDR-Einrichtungen. 
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Darüber hinaus bestimmte der Einigungsvertrag, daß in 
einem Zeitrahmen von zwei Jahren nach dem Beitritt, also 
bis Oktober 1992, die ordentliche Kündigung eines 
Arbeitsverhältnisses in der öffentlichen Verwaltung auch 
zulässig ist, wenn der Arbeitnehmer wegen mangelnder 
fachlicher Qualifikation oder persönlicher Eignung den 
Anforderungen nicht entspricht, wegen mangelnden 
Bedarfs nicht mehr verwendbar ist oder die bisherige 
Beschäftigungsstelle ersatzlos aufgelöst wird. Diese Frist 
wurde inzwischen bis Ende 1993 verlängert. 

 
25 Vgl. Breidenstein, W., Personal im öffentlichen Dienst am 3. Juni 1990. 

In: Wirtschaft und Statistik 10/1992, S. 740-747. 
26 Vgl. Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung: Gesamtwirtschaftliche 

und   unternehmerische   Anpassungsprozesse   in   Ostdeutschland.   In: 
Wochenbericht 52/92, S. 735. 

27 Vgl. Breidenstein, a.a.O., S. 747. 

Eine Momentaufnahme zur personellen Besetzung des 
öffentlichen Dienstes in Ostdeutschland gestattet die zum 
30. 6. 1991 erstmals in ganz Deutschland durchgeführte 
Personalstandsstatistik des Statistischen Bundesamtes (vgl. 
Tabelle 3). Danach wurden bei den Dienststellen des 
unmittelbaren und mittelbaren öffentlichen Dienstes 1,74 
Mio. Beschäftigte gezählt. Bei den Gebietskörperschaften 
(d. h. ohne Reichsbahn, Bundespost sowie ohne mittelba-
ren öffentlichen Dienst) waren insgesamt 1,34 Mio. Perso-
nen beschäftigt. Gegenüber der entsprechenden Zahl der 
staatlichen Verwaltung der DDR Mitte 1990 waren das rd. 
450 000 Beschäftigte weniger25. Aktuelle Daten über die 
Beschäftigungsentwicklung ab Mitte 1991 liegen noch nicht 
vor. Das DIW schätzt die Abnahme des Personals im 
öffentlichen Dienst für den Zeitraum von Mitte 1991 bis 
Mitte 1992 auf weitere 100 000 bis 150 000 Personen26. 
Die Beschäftigten des Bundes, der Länder und der 
Gemeinden mit 2000 und mehr Einwohnern wurden auch 
nach Aufgabenbereichen erfaßt (entsprechend der staatli-
chen Haushaltssystematik, vgl. Tabelle 4). In der Aufga-
benbereichsgliederung der Bundesbediensteten ergab sich 
mit Ausnahme des Verteidigungsbereiches eine ähnliche 
Struktur wie im früheren Bundesgebiet. 
In der Struktur der Aufgabenbereiche der Länder zeigte 
sich im Vergleich mit den Alt-Bundesländern eine sehr 
hohe Besetzung des Bildungswesens und eine sehr niedrige 
im Bereich Rechtsschutz. Legt man die Besetzungsquoten 
je Einwohner in den alten Bundesländern zugrunde und 
überträgt diese auf die neuen, wäre in den neuen Ländern 
die Zahl der Vollzeitbeschäftigten im Bildungswesen um 
150 000 „zu groß“ und die im Rechtsschutzbereich um etwa 
25 000 Beschäftigte „zu klein“27. 
Für den kommunalen Bereich liegt die Aufgabenbereichs-
gliederung für rd. 80% der Beschäftigten vor (Die Beschäf-
tigten in den zahlreichen Gemeinden mit unter 2000 Ein-
wohnern ließen sich nicht eindeutig den einzelnen Aufga-
benbereichen zuordnen.). Etwa 38% aller Beschäftigten 
waren im Bereich Schulen und vorschulische Bildung ein-
gesetzt. In Westdeutschland sind es nur rd. 7%. Viele 
Einrichtungen wie Kinderkrippen, Kindergärten und 
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Schulhorte, die im Westen überwiegend andere Träger 
haben, gehörten Mitte 1991 in den neuen Ländern noch 
fast ausschließlich zum kommunalen Bereich. Diese 
Besonderheit erklärt großenteils den im Vergleich zum 
Alt-Bundesgebiet großen Personalbesatz im Kommunalbe-
reich. Seitdem mag sich diese Zuordnung allmählich geän-
dert haben. 

Setzt man eine gleiche Quote Beschäftigte im unmittelba-
ren öffentlichen Dienst (ohne Bahn und Post) je 1000 

Einwohner wie in Westdeutschland an, so ergäbe sich 
daraus zusammengefaßt zur Jahresmitte 1991 eine Überbe-
setzung von rund 440 000 Personen (Vollzeitbeschäftigte). 
Hinter der notwendigen globalen Reduzierung der 
Beschäftigtenzahl stehen, wie angedeutet, gegenläufige 
Veränderungen. So ist neben dem Abbau der Beschäfti-
gung bzw. der Ausgliederung von Einrichtungen aus 
öffentlich-rechtlichen in private Trägerschaften ein Aufbau 
und Ausbau bisher wenig entwickelter Teilbereiche des 
öffentlichen Dienstes erforderlich. 
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